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Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Anerkennung seiner Nierenkrebserkrankung und dadurch
bedingter Folgeerkrankungen als Berufskrankheit (BK) Nr. 2402 (Erkrankungen
durch ionisierende Strahlen) der Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV).

Der 1955 geborene KlÃ¤ger leistete in der ehemaligen DDR nach einer Ausbildung
zum Elektromonteur in der Zeit von Mai 1974 bis Oktober 1975 seinen
Grundwehrdienst bei der ehemaligen Nationalen Volksarmee (NVA), wo er in der
funktechnischen Kompanie in D als Funkorter/Operator am RadargerÃ¤t P-12, im
Mai 1986 als Reservist fÃ¼r fÃ¼nf Tage am RadargerÃ¤t P 18 eingesetzt war.

Im August 1995 wurde bei ihm neben einer Sarkoidose ein Nierenzellkarzinom
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diagnostiziert, am 24. August 1995 wurde ihm deshalb die linke Niere entfernt.

Im September 2001 wandte er sich an die Wehrbereichsverwaltung "in Sachen
Folgen der TÃ¤tigkeit an RadargerÃ¤ten", die den Vorgang an die
BundesausfÃ¼hrungsbehÃ¶rde fÃ¼r Unfallversicherung als VorgÃ¤ngerin der
Beklagten weiterleitete. Ã�bermittelt wurde u. a. eine "Zeugenliste Funktechnische
Kompanie D", Ablichtungen des Wehrdienstausweises, des
Sozialversicherungsausweises und medizinische Unterlagen.

Die VorgÃ¤ngerin der Beklagten holte einen Befundbericht des DM A H vom 12.
Januar 2002 ein und wandte sich an die Wehrbereichsverwaltung (WBV) Ost u. a.
mit der Bitte, die Expositionsermittlungen durchzufÃ¼hren und, soweit noch
mÃ¶glich, Messungen durchzufÃ¼hren bzw. frÃ¼here Messprotokolle zu
Ã¼bermitteln. Die Ermittlung der Exposition gegenÃ¼ber ionisierenden Strahlen sei
nach einer sogenannten "Worst Case Bewertung" vorzunehmen. Der KlÃ¤ger hatte
hierzu unter dem 24. Februar 2002 einen Fragebogen ausgefÃ¼llt, in dem er auf die
Frage 13: "Waren Sie an geÃ¶ffneten und eingeschalteten Radaranlagen eingesetzt,
die keine Abschirmung vor den RÃ¶ntgenstrahlen besaÃ�en? Wie oft erfolgten diese
EinsÃ¤tze und auf wessen Befehl?" geantwortet: "Zum Test ja, der Funkorterplatz
war im SenderÃ¶hrenraum. Wie oft: nicht mehr bekannt, Vorgesetzten,
Stationsleiter". Er habe Wartungs- und ggf. Reparaturarbeiten unter Anleitung
ausgefÃ¼hrt. In der Regel habe die TÃ¤tigkeit an einer geÃ¶ffneten und
eingeschalteten Radaranlage fÃ¼r die Dauer der Reparaturarbeiten angedauert.

Die WBV Ost teilte mit Stellungnahme vom 14. November 2002 mit, dass aufgrund
ihrer Recherchen auszuschlieÃ�en sei, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit
als Funkorter/Operator in der ehemaligen NVA einer gesundheitsgefÃ¤hrdenden
ionisierenden Strahlung ausgesetzt gewesen sei. Das RadargerÃ¤t P 18 habe aus
einem GerÃ¤tewagen, einem Antennenwagen mit einem System von 16
Einzelantennen und einem AggregathÃ¤nger bestanden und in der Regel jeweils
zusammen mit einem RadarhÃ¶henfinder/ messer zur LuftraumÃ¼berwachung und
Zielzuweisung fÃ¼r die Flugabwehr gedient. Als StÃ¶rstrahler seien in den
RadargerÃ¤ten P 12 und P 18 jeweils vorhanden gewesen im Modulator ein
Thyratron TGI 2 400/16 und im Sender eine SenderÃ¶hre GI 19. Die
Betriebsspannung habe jeweils 14 kV betragen. Bei den durchgefÃ¼hrten
Ortsdosisleistungsmessungen seien weder am Modulator noch am Sender im
betriebsÃ¼blichen Zustand Werte Ã¼ber der normalen Umgehungsstrahlung
ermittelt worden (Nulleffekt). Auch Messungen an geÃ¶ffneten EinschÃ¼ben neben
sowie ober- und unterhalb des Modulators und am SichtgerÃ¤t hÃ¤tten keinen
erhÃ¶hten Nulleffekt ergeben. Ein Betrieb der Radarstationen P 12 und P 18 mit
geÃ¶ffnetem Sender oder Modulator sei technisch nicht mÃ¶glich. Somit sei eine
GefÃ¤hrdung des Personals durch ionisierende Strahlung nicht erkennbar.

Mit Bescheid vom 29. November 2002 lehnte die Beklagte den Antrag auf
Feststellung der GesundheitsstÃ¶rungen Sarkoidose, Nierenzellkarzinom und
Hypertonie als entschÃ¤digungspflichtige Berufskrankheit â�� BK â�� Nr. 2402 und
(pauschal) die GewÃ¤hrung von Leistungen ab. Denn es habe nicht festgestellt
werden kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤ger in gesundheitsgefÃ¤hrdendem AusmaÃ� einer
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Einwirkung durch ionisierende (radioaktive) Strahlen ausgesetzt gewesen sei. Die
beim Betrieb von RadargerÃ¤ten in die Umgebung abgestrahlten hochfrequenten
elektromagnetischen Wellen (HF Strahlung) fÃ¼hrten nicht zu mit Latenzzeit
spÃ¤ter auftretenden Krebserkrankungen oder anderen GesundheitsstÃ¶rungen
und wÃ¼rden daher in Bezug auf solche Erkrankungen auch nicht vom geltenden
BK-Recht erfasst. Insoweit sei auch eine Anerkennung und EntschÃ¤digung der
Erkrankung wie eine BK nach Â§ 9 Abs. 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch- SGB VII -,
nicht mÃ¶glich.

Den hiergegen am 30. Dezember 2002 erhobenen Widerspruch wies die Beklagte,
nachdem das Verfahren bis zum Ergebnis einer im Juli 2002 eingesetzten
Expertenkommission ausgesetzt war, mit Widerspruchsbescheid vom 10. Juni 2004
zurÃ¼ck. Bezug genommen wurde auf das Ergebnis des Radarkommissionsberichts
vom 02. Juli 2003 (Bericht der Expertenkommission zur Frage der GefÃ¤hrdung
durch Strahlen in frÃ¼heren Radareinrichtungen der Bundeswehr und der NVA
[Radarkommission] â�� RB-) in Verbindung mit dem Erlass des Bundesministeriums
fÃ¼r Verteidigung (BMVg) vom 4. MÃ¤rz 2004, wonach dem RB den VorschlÃ¤gen
zu Verfahren zur Anerkennung von SchÃ¤digungen durch den Betrieb von
RadargerÃ¤ten gefolgt werde. Danach kÃ¶nne bei TÃ¤tigkeiten als
UnterstÃ¼tzungspersonal (Funkorter/Operator) an RadargerÃ¤ten der NVA bis 1990
von einer StrahlengefÃ¤hrdung lediglich dann ausgegangen werden, wenn die
RadargerÃ¤te Ã¼ber einen sogenannten RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahler (Sender/Modulator)
verfÃ¼gten und eine Abschaltautomatik ("Interlockschalter") an den TÃ¼ren der
SenderschrÃ¤nke nicht vorhanden gewesen sei. Dies sei vorliegend jedoch der Fall
gewesen. Aufgrund der Abschaltautomatik sei ein Ã�ffnen der SenderschrÃ¤nke im
laufenden Sendebetrieb der RadargerÃ¤te zwecks Wartung/Reparatur nicht
mÃ¶glich gewesen. Folglich habe auch keine ionisierende RÃ¶ntgenstrahlung
austreten kÃ¶nnen.

Daraufhin hat der KlÃ¤ger am 30. Juni 2004 Klage zum Sozialgericht Cottbus
erhoben und die Feststellung des Nierenkarzinomleidens und dadurch bedingter
Folgeerkrankungen als entschÃ¤digungspflichtige BK begehrt.

Nach dem RB sollten Anerkennungen von Berufserkrankungen bzw.
WehrdienstschÃ¤den erfolgen, wenn bestimmte Kriterien bezÃ¼glich Art und Zeit
der TÃ¤tigkeit und hinsichtlich der Krankheit vorlÃ¤gen. Soweit die Beklagte die
Ablehnung darauf stÃ¼tze, dass die RadargerÃ¤te mit einer Abschaltautomatik
versehen gewesen seien, sei dies unzutreffend, weil den BeschÃ¤ftigten ein
Ã�berbrÃ¼ckungsgerÃ¤t fÃ¼r den Fall der Abschaltung zur VerfÃ¼gung gestellt
worden sei, mit dem sie die Arbeiten hÃ¤tten verrichten kÃ¶nnen.

Er, der KlÃ¤ger, sei in der Funkmessstation vorrangig im Rahmen der
Luftraumbeobachtung am RundsichtgerÃ¤t (Rundblickstation) im 24-Stunden-
Dienst, selten am HÃ¶henmesser eingesetzt gewesen.

Der Arbeitsplatz habe sich gemeinsam mit dem Modulator, dem Sender und
EmpfÃ¤nger im GerÃ¤tewagen befunden. Er habe an Wartungs- und
Reparaturarbeiten teilgenommen, StrahlenschutzmaÃ�nahmen habe es nicht
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gegeben.

Ein Funkorter habe Justage- und sonstige Reparaturaufgaben am Sender
auszufÃ¼hren gehabt. Dazu habe das GerÃ¤t geÃ¶ffnet werden mÃ¼ssen. Beim
Ã�ffnen habe sich das GerÃ¤t abgeschaltet (Interlockschalter). Um die
entsprechenden speziellen Reparaturen dennoch ausfÃ¼hren zu kÃ¶nnen, hÃ¤tte
das GerÃ¤t bei geÃ¶ffneter TÃ¼r unter Spannung betrieben werden mÃ¼ssen. Zu
diesem Zweck sei ein Ã�berbrÃ¼ckungsmechanismus benutzt worden. Erst mit
Spannung habe der Funkorter Ã¼berprÃ¼fen kÃ¶nnen, ob das GerÃ¤t wieder
arbeitet und habe das GerÃ¤t justiert werden kÃ¶nnen.

Nach dem RB sei die Beklagte durch Selbstbindung verpflichtet, vorliegend die BK
anzuerkennen. Auf der Grundlage des RB habe sich eine stÃ¤ndige
Verwaltungspraxis herausgebildet. Die nach der Radarkommission und der
VerwaltungsÃ¼bung maÃ�geblichen Kriterien fÃ¼r die Anerkennung der BK liegen
vor. Er, der KlÃ¤ger, leide an einem bÃ¶sartigen Tumor. Zudem sei er als
Radartechniker bzw. als dessen UnterstÃ¼tzungspersonal tÃ¤tig gewesen. Nach
dem RB sei er der so genannten Phase 1 zuzuordnen. In diesen FÃ¤llen sei
nachtrÃ¤glich eine Feststellung der tatsÃ¤chlichen ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse
hÃ¤ufig nicht gesichert mÃ¶glich. Die Radarkommission habe angefÃ¼hrt, dass es
GerÃ¤te gegeben haben kÃ¶nne, bei denen konstruktionsbedingt eine TÃ¤tigkeit
am offenen GerÃ¤t bei eingeschalteter Hochspannung in der NÃ¤he des nicht
abgeschirmten StÃ¶rstrahlers nicht mÃ¶glich gewesen sei. Dies sei vorliegend aber
nicht der Fall gewesen. Dabei werde der Ã�berbrÃ¼ckungsmechanismus nicht
gewÃ¼rdigt. Zudem habe die NVA Schutzpflichten im Zusammenhang mit der
Strahlung verletzt. Auch kÃ¶nne er, der KlÃ¤ger, eine Beweislastumkehr geltend
machen. Es sei Aufgabe der Beklagten darzulegen, dass es gÃ¤nzlich
ausgeschlossen sei, dass FÃ¼rsorgepflichten zu einer Verletzung des KlÃ¤gers
gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Neben einem Fragebogen hat der KlÃ¤ger erstinstanzlich u.a.
den RB sowie eine "Information zur Strahlung von Radaranlagen der Bundeswehr
und der NVA" zur Gerichtsakte gereicht.

Die Beklagte ist erstinstanzlich der Klage zunÃ¤chst unter Verweis auf die
AusfÃ¼hrungen mit dem Bescheid und dem Widerspruchsbescheid
entgegengetreten und hat ergÃ¤nzend angefÃ¼hrt, dass auch mit Ã�nderung des 
Â§ 215 SGB VII eine EntschÃ¤digung mangels Exposition nicht in Betracht komme.
Das Merkblatt zur BK setzte umfangreiche Feststellungen zu den arbeitstechnischen
Voraussetzungen voraus, erst dann sei der medizinische Zusammenhang
gutachterlich zu klÃ¤ren. Eine Vorgehensweise zur Behandlung ehemaliger
AngehÃ¶riger der NVA sei mit dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg)
abgesprochen worden und habe zu einer Vereinbarung gemÃ¤Ã� den
Empfehlungen der Radarkommission gefÃ¼hrt.

Die danach geforderten Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung einer
Strahlenbelastung seien nicht erfÃ¼llt, da feststehe, dass der KlÃ¤ger wegen der
Abschaltautomatik an den GerÃ¤ten P-12 und P-18 nicht am geÃ¶ffneten GerÃ¤t bei
eingeschalteter Betriebsspannung von 5 kV tÃ¤tig gewesen sei und eine
Strahlenexposition an den geschlossenen GerÃ¤ten nicht mÃ¶glich gewesen sei.
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Der Arbeitsplatz des KlÃ¤gers sei von der zustÃ¤ndigen Wehrbereichsverwaltung
als nicht gefÃ¤hrdend eingestuft worden. Die Annahme einer Exposition des
KlÃ¤gers komme nur in Betracht, wenn "andere Gegebenheiten" vorgelegen
hÃ¤tten, z.B. die Ã�berbrÃ¼ckung der Abschaltautomatik nachgewiesen sei. FÃ¼r
die Anerkennung eines Radarschadens fÃ¼r Wehrpflichtige wÃ¼rden andere
Voraussetzungen gelten als fÃ¼r Berufssoldaten. Vorliegend sei nur das Recht des
SGB VII maÃ�gebend, auf eine "Kann-Versorgung" komme es nicht an.

Die Beklagte hat erstinstanzlich u.a. eine Ablichtung der Wehrstammkarte des
KlÃ¤gers, die "Bewertung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse nach den Kriterien des Berichtes
der Radarkommission fÃ¼r das RadargerÃ¤t P-18" der Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung
der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar v. 5. November 2004, die "Bewertung der
ArbeitsverhÃ¤ltnisse nach den Kriterien des Berichtes der Radarkommission fÃ¼r
das RadargerÃ¤t P-12" der Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse
Radar v. 5. November 2004 sowie ein Schreiben des BMVg zur Umsetzung des RB
im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung vom 4. MÃ¤rz 2004 zur Gerichtsakte
gereicht.

Das Sozialgericht hat die Stellungnahme der Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der
ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar ("Untersuchung der Exposition gegenÃ¼ber
ionisierender Strahlung bei TÃ¤tigkeiten an der Funkmessstation P-12 ") vom 07.
Juni 2002, eine Stellungnahme des BMVg vom 25. August 2008 an das Sozialgericht
Chemnitz, eine Stellungnahme eines Dr. M, Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit
und Soziale Sicherung, vom 25. Juli 2003, das fÃ¼r das Landgericht Frankfurt (Oder)
im Rechtsstreit zum Aktenzeichen 11 O 162/03 von Dr. Sch des TÃ�V R erstattete
Gutachten aus Juni 2006, ein Kurzprotokoll "StrahlenschutzprÃ¼fung an
RÃ¶ntgenstrahlern" des Dr. Sch, Strahlenmessstelle Nord der Bundeswehr bei der
Wehrbereichsverwaltung Nord, Munster, vom 26. MÃ¤rz 2002 fÃ¼r die P 18 sowie
eine Stellungnahme des Stabsfeldwebels a. D. B vom 6. Februar 2006 wonach die
MÃ¶glichkeit bestanden habe, Schutzstromkreise mit einfachsten Mitteln zu
Ã¼berbrÃ¼cken. Hauptmethode der Fehlersuche in den GerÃ¤ten sei die
Sichtkontrolle â�� unter Hochspannung -, die Methodik der Fehlersuche in den
Baugruppen unter Hochspannung sei in den entsprechenden
Sicherheitsbestimmungen genau festgelegt gewesen.

Das Sozialgericht Cottbus hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 29. Juni 2011
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, die arbeitstechnischen
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung des Vorliegens der BK Nr. 2402 der Anlage
zur Berufskrankheitenverordnung â�� BKV â�� seien nicht erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger sei
bei der NVA beruflich keinen ionisierenden Strahlen in ausreichendem AusmaÃ�
ausgesetzt gewesen. Der hierfÃ¼r erforderliche Vollbeweis habe nicht gefÃ¼hrt
werden kÃ¶nnen.

Gegen den am 7. Juli 2011 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die am 13. Juli
2011 eingegangene Berufung des KlÃ¤gers, mit der der KlÃ¤ger sein Begehren
weiterverfolgt.

Im Jahre 2007 sei ihm die SchilddrÃ¼se entfernt worden. Ein mÃ¶glicher
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Zusammenhang seiner SchilddrÃ¼senerkrankungen und einer Exposition mit
ionisierender Strahlung sei ihm erst spÃ¤ter aufgefallen. Er beantrage, auch diese
Erkrankung festzustellen.

Das Sozialgericht habe die Selbstbindung der Beklagten im Hinblick auf die
Umsetzung der Festlegungen der Radarkommission nicht beachtet. Die Fraktionen
des Deutschen Bundestages hÃ¤tten die Bundesregierung aufgefordert, die
Entscheidungen der Radarkommission vollstÃ¤ndig umzusetzen. Die Beklagte habe
sich selbst freiwillig an den Radarbericht gebunden und insoweit ihren
Ermessensspielraum entsprechend gestaltet mit der Folge, dass fÃ¼r die Phase 1
mit Ausnahme der chronisch-lymphatischen LeukÃ¤mie alle anderen malignen
Erkrankungen zu entschÃ¤digen seien.

Das Bundeskanzleramt habe die Vorgehensweise bei den RadarfÃ¤llen und die
Bindung an den Radarbericht und auch den Verzicht auf den "Vollbeweis" gebilligt,
so werde ausgefÃ¼hrt, dass die Empfehlungen der Radarkommission vom BMVg
umgesetzt wÃ¼rden, ohne dass im Einzelfall konkret nachgewiesen werden
mÃ¼sse, dass die konkreten Erkrankungen tatsÃ¤chlich auf die konkrete TÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckgingen. Es werde zugunsten derjenigen, die die im RB genannten
medizinischen, zeitlichen und arbeitsplatzbezogenen Kriterien erfÃ¼llten,
unterstellt, dass sie wegen der TÃ¤tigkeit an den RadargerÃ¤ten erkrankt seien.

Soweit die Auffassung vertreten werde, der RB sei fÃ¼r die Beklagte nicht bindend,
sei dies daher unzutreffend; seine WehrdienstbeschÃ¤digung sei entsprechend den
Empfehlungen der Expertenkommission anzuerkennen.

Zu seiner Verwendung an der P-12 hat der KlÃ¤ger auf die Aussage eines Zeugen
"G" in einem Rechtsstreit vor dem Sozialgericht Dresden zum Aktenzeichen S 9 R
649/05 verwiesen, der in einem vergleichbaren Sachverhalt Aussagen zu den
konkreten TÃ¤tigkeiten gemacht habe.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 12. Juni 2014 hat der KlÃ¤ger weiter
ausgefÃ¼hrt, dass er vor der TÃ¤tigkeit als Funkorter eine ca. achtwÃ¶chige
Einweisung erhalten habe. An einer solchen Radarstation seien in der Regel sechs
Personen, u.a. ein Offizier, ein Unteroffizier, ein Funkorter sowie ein Kraftfahrer
beschÃ¤ftigt gewesen. Sie hÃ¤tten in ihrer Station keinen Funker gehabt. Er, der
KlÃ¤ger, sei den ganzen Tag als Funkorter eingesetzt gewesen. An dem GerÃ¤t
habe es zwei Module gegeben, dass Modul mit der SenderÃ¶hre und dass Modul mit
dem Thyratron. Im Hinblick auf eine mÃ¶gliche radioaktive Strahlung mÃ¼sse an
beiden gemessen werden. Im Ã�brigen mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass
sieben StÃ¶rstrahler in der Radarstation verbaut gewesen seien, wie dies im ersten
Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch bereits ausgefÃ¼hrt worden sei.

Im vorliegenden Verfahren gehe es um eine notwendige Fehlersuche, mit allen
notwendigen technischen BegleitmaÃ�nahmen, die nur vom qualifizierten
Fachpersonal habe durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Dabei habe der Sender
strahlen und die EinschÃ¼be hÃ¤tten zur Messung und Sichtkontrolle geÃ¶ffnet
sein mÃ¼ssen. Der Operator/Funkorter sei auch bei einer Verwendung der
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Ersatzlast voll der Strahlung durch die SenderÃ¶hre ausgesetzt gewesen.

Soweit es im vorliegenden Verfahren um die die Frage einer Exposition gegenÃ¼ber
RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung nach Ã�berbrÃ¼ckung des Interlockschalters gehe, habe
der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch eine mÃ¶gliche Exposition bejaht, so dass nach den
Empfehlungen der Expertenkommission seine Erkrankung anzuerkennen sei. Auch
die Beklagte gestehe eine mÃ¶gliche Exposition im Zusammenhang mit seiner
TÃ¤tigkeit als Funkorter an der P 12 ein. Ein Vollbeweis mÃ¼sse nicht gefÃ¼hrt
werden, in Anerkennungsverfahren sei eine Beweiserleichterung geÃ¼bte Praxis.
Im Ã�brigen lÃ¤gen belastbare Messergebnisse der Strahlenmessstelle zur
SenderrÃ¶hre und dem Thyratron der P-12, baugleich verbaut im NachfolgegerÃ¤t
P-18 und in der P-37, vor.

Die Sicherheitsvorkehrungen bzw. Abschalteinrichtungen hÃ¤tten am GerÃ¤t P 12
Ã¼berwunden werden kÃ¶nnen, so dass auch am geÃ¶ffneten GerÃ¤t habe
gearbeitet werden kÃ¶nnen. Soweit gefordert werde, dass "andere Gegebenheiten",
z.B. eine Ã�berbrÃ¼ckung der Abschaltautomatik vorgelegen haben mÃ¼ssten, sei
dies durch Zeitzeugen nachgewiesen. FÃ¼r das SachverstÃ¤ndigengutachten im
Zivilprozess vor dem Landgericht Frankfurt (Oder) seien Messungen lediglich bei
geschlossenem Zustand des GerÃ¤tes erfolgt. Die Radarkommission lehne im
Ã�brigen die Ã�bernahme nachgestellter Messungen, wie dies jedoch mit der
Stellungnahme des Dr. S erfolgt sei, ab. Auch der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch
bestÃ¤tige, dass die Abschalteinrichtung unter Zuhilfenahme einfachster Mittel
habe Ã¼berbrÃ¼ckt werden kÃ¶nnen. Dass das optimale Ergebnis am Bildschirm
nur habe erreicht werden kÃ¶nnen, wenn das Sendesystem geschlossen gewesen
sei, habe er, der KlÃ¤ger, nie bestritten. Ein Schutz vor ionisierender Strahlung sei
nicht vorgesehen gewesen. Wartungs- und Reparaturarbeiten an den
elektrotechnischen und elektronischen GerÃ¤ten, wie Sender und Modulator
hÃ¤tten zu seinen Aufgaben als Funkorter (Operator) gehÃ¶rt.

Zwar sei die von der Beklagten angefÃ¼hrte Expositionsanalyse vom 25. Juli 2013
ein Schritt in die richtige Richtung. Es sei allerdings richtig zu stellen, dass der
Zeuge B, der gerade wegen seiner fachlichen Kompetenz und seinen Kenntnissen
zu den von der NVA verwendeten RadargerÃ¤ten reaktiviert worden sei, 14
verschiedene StÃ¶rstrahlungsquellen in der P-12 mit Betriebsspannungen Ã¼ber 5
kV und einer Ortsdosisleistung von Ã¼ber 5 Mikrosievert/Stunde (ÂµSv/h)
ausgemacht habe. Der Leiter der Strahlenmessstelle Dr. Sch spiele die
Messergebnisse und deren Auswirkungen in seinem Messprotokoll vom 26. MÃ¤rz
2002 herunter. Zudem seien an dem RadargerÃ¤t P-18 Messungen durchgefÃ¼hrt
worden, an die der Radarbericht zur P-12 anknÃ¼pfe. FÃ¼r die P-18 seien
erhebliche Dosiswerte festgestellt worden.

Soweit von der "Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse Radar" an
einem RadargerÃ¤t P-37 mit eingebautem Thyratron eine Ortsdosisleistung von 110
Mikrosievert/Stunde unmittelbar an die LÃ¼ftungsschlitzen gemessen worden sei
und ausgefÃ¼hrt werde, dass diese bei dem RadargerÃ¤t P-12 durch die massive
GerÃ¤tefront abgeschirmt sei, sei die Messung auÃ�en an geschlossenen GerÃ¤ten
erfolgt. Das gleiche Thyratron sei in der P-12 verbaut gewesen, auch diese habe
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seitliche LÃ¼ftungsschlitze gehabt. Es werde deutlich, dass Dr. Sch seine
Amtspflicht zur Beweisermittlung nicht nachgekommen sei. Dessen Empfehlungen
wÃ¼rden leider von den zustÃ¤ndigen Verwaltungen immer wieder widerspruchslos
zugrunde gelegt.

Die technischen AusfÃ¼hrungen des Zeugen B seien entgegen der Auffassung des
Dr. Sch nachvollziehbar, dies gelte auch fÃ¼r die Angaben zu Strahlungen. Der
Betrieb der Radarstation sei mit ausgezogenen Modulatorblock in vollem Umfang
mÃ¶glich gewesen. Hingegen sei die Berechnung der StrahlungsintensitÃ¤t durch
Dr. Sch nicht zutreffend, denn sie berÃ¼cksichtige nicht die
SpannungsÃ¼berhÃ¶hung durch die Laufzeitkette. Die AusfÃ¼hrungen des Dr. Sch
zum Thyrartron in der P-37 wÃ¼rden jeden Bezug zur Radarstation P-12 vermissen
lassen.

Der Sender-/Empfangsumschalter habe Ã¼ber keine Abschaltautomatik verfÃ¼gt.
Das GehÃ¤use habe ein dÃ¼nnes Blech gehabt. Der GehÃ¤useschrank habe direkt
hinter dem Funkorter gestanden.

Weiter verweist der KlÃ¤ger auf eine Stellungnahme des Herrn F vom 3. April 2014
zu den Messergebnissen an der P-18. Zwischen der P-12 und der P-18 lÃ¤gen etwa
20 Jahre militÃ¤rtechnische Geschichte. Zu beiden Formen Messstationen lÃ¤gen
mit Teilberichten der Arbeitsgruppe Radar auch Messergebnisse vor. Der
Radarbericht stufe die Messtechnik der NVA in die Phase 1 der
Anerkennungskriterien ein, so dass eine Dosisbetrachtung nicht erforderlich wÃ¤re.

Mit der Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch v. 16. November 2016 sei
nun auch eindeutig geklÃ¤rt, dass der Betrieb der Radarstation P-12 bei
geÃ¶ffneten EinschÃ¼ben und Klappen mÃ¶glich gewesen sei. Der
SachverstÃ¤ndige Dr. Sch habe sich auch mit den eingeholten Stellungnahmen
umfangreich mit der Arbeitsweise einer P-12 NP, an der er, der KlÃ¤ger eingesetzt
gewesen sei, auseinandergesetzt.

Nach seiner Erinnerung habe die Leistung der P-12 durch den "Mehr-Weniger-
Schalter" auf 130 % erhÃ¶ht werden kÃ¶nnen. Die Bewertung der biologischen
Wirkung der RÃ¶ntgenstrahlung in der P-12 durch Herrn K sei eine reine Vermutung.
Die tatsÃ¤chlichen StrahlungsverhÃ¤ltnisse in der P-12 NP seien nicht mehr
rekonstruierbar. Hierzu habe sich die Radarkommission klar positioniert. Die
Darstellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch zu den SpannungsverhÃ¤ltnissen in
der Anlage seien korrekt. Auch habe der SachverstÃ¤ndige zutreffend festgestellt,
dass sich die Bauarten der Funkmessstationen P-12 NP und P-12 MA unterschieden
hÃ¤tten.

Das Heranziehen des Messwertes des RadargerÃ¤tes P-37 sei nicht zulÃ¤ssig, da
dort die tatsÃ¤chliche Betriebsspannung des Thyratrons 16 kV betragen habe, bei
der P-12 lediglich 7 kV. Die elektrische Leistung bei der P-12 habe deutlich unter der
der P-37 gelegen (250 kW zu 700 kW). Auch seien unterschiedliche Bauformen des
Thyratrons in den Anlagen verbaut gewesen. Selbst bei abgeschalteter
automatischer FrequenzfÃ¼hrung seien bei Ã�ffnung der Klappe der
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GeneratorrÃ¶hre keine gravierenden Betriebsdaten des Senders verhindert worden.

Auch die Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch mit der Stellungnahme vom
29. Dezember 2017 bestÃ¤tigten den klÃ¤gerischen Vortrag. Wenn der Gutachter
nunmehr von frÃ¼heren Stellungnahmen abweiche, sei dies der geÃ¤nderten
Aufgabenstellung geschuldet. Eine Begutachtung sei bisher bei ausschlieÃ�lich
geschlossenen Bauteilen erfolgt. Der SachverstÃ¤ndige beschreibe, dass eine
unzulÃ¤ssige Strahlenexposition mÃ¶glich und bei Zugrundelegung der von ihm,
dem KlÃ¤ger, geschilderten Arbeiten auch wahrscheinlich gewesen sei. An
ausreichenden Schilderungen und einem nachvollziehbaren Szenario fehle es in
dem vorliegenden Verfahren nicht. Der Sende-/Empfangsumschalter
(Antennenumschalter) der P-12 weise eine Besonderheit auf. Die
Nulloden/Gasentlader hÃ¤tten sich in einem ohne Werkzeug zugÃ¤nglichen
GehÃ¤use direkt im RÃ¼cken des Funkorters befunden.

Die Beklagte nehme nach wie vor im Rahmen der Amtshilfe den technischen
Sachverstand der Strahlenmessstelle der Bundeswehr in Anspruch, die sich nicht
nach den Vorgaben des Radarberichtes richte.

Mehrfach habe er, der KlÃ¤ger, bereits darauf hingewiesen, dass nach dem
Radarbericht spÃ¤tere Messungen an Museumsexponaten gerade nicht verwendet
werden sollten und deshalb die Beweiserleichterung der Phase 1 gelten wÃ¼rde.

Der KlÃ¤ger hat im Berufungsverfahren u.a. eine Stellungnahme zur
GefÃ¤hrdungssituation durch Strahlung an den Radarstationen P-12 der NVA des
HB6. Februar 2006, ein Schreiben der WBV Ost (Dr. Si7. Juli 2004, ein Schreiben des
P R, Bund zur UnterstÃ¼tzung RadargeschÃ¤digter e.V. vom 25. Juni 2004, ein
Mailschreiben des Ministerialrates W vom 16. April 2012, ein Rundschreiben des
BMGS vom 20.Oktober 2003, ein Schreiben der Unfallkasse vom 6. Februar 2004,
ein Schreiben des BMVg (ME vom 4. MÃ¤rz 2004, ein Mailschreiben des BMVg (K H)
vom 10. Februar 2012, ein Schreiben Bundeskanzleramtes vom 8. Oktober 2012,
das Kurzprotokoll "StrahlenschutzprÃ¼fung an RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlern" (Dr. Sch
vom 26. MÃ¤rz 2002, ein Schreiben der WBV Ost (Dr. Si) vom 31. August 2011, eine
Patienteninformation Nierenzellkarzinom, eine "Bewertung der
ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse P-18" sowie ein Schreiben des Dr. G
"Rahmenbedingungen und Defizite der Arbeit der Radarkommission" vom 14.
Oktober 2010 zur Gerichtsakte gereicht.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Cottbus vom 29. Juni 2011 und den
Bescheid der Beklagten vom 29. November 2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 10. Juni 2004 aufzuheben und festzustellen, dass
seine GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen (Nierenkarzinom und dadurch bedingte
Folgeerkrankungen) eine Berufskrankheit nach Nr. 2402 der Anlage zur
Berufskrankheitenverordnung sind.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Soweit der KlÃ¤ger wiederholt geltend mache, ihm werde die Anerkennung einer
WehrdienstbeschÃ¤digung versagt, gehe es im vorliegenden Verfahren nicht um
einen solchen Anspruch. Die Ablehnung des Anspruchs im vorliegenden Verfahren
beruhe auf dem fehlenden Nachweis einer tatsÃ¤chlichen StrahlengefÃ¤hrdung in
einem ausreichendem AusmaÃ�. Die Beklagte ist weiter der Ansicht, dass eine
Exposition gegenÃ¼ber ionisierender Strahlung nicht im Vollbeweis nachgewiesen
sei. Eine StrahlengefÃ¤hrdung an den RadargerÃ¤ten P-12 und P-18 sei auch dann
auszuschlieÃ�en, wenn von einer Ã�berbrÃ¼ckung der Abschaltvorrichtungen
ausgegangen werde, dies ergebe sich aus der Stellungnahme des Dr. S vom 31.
August 2011 und den gerÃ¤tespezifischen/tÃ¤tigkeitsbezogenen Ermittlungen der
Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar fÃ¼r den RB.
BerÃ¼cksichtigt worden sei, dass mit beabsichtigtem AuÃ�erbetriebsetzen der
Schutzeinrichtungen Arbeiten an geÃ¶ffneten und eingeschalteten RadargerÃ¤ten
mÃ¶glich gewesen seien. Diese Arbeiten seien in der AufzÃ¤hlung der
"qualifizierenden" TÃ¤tigkeiten und mÃ¶glicher exponierter KÃ¶rperbereiche
berÃ¼cksichtigt und in der Kurzbewertung aufgenommen worden. Eine Exposition
durch ionisierende Strahlung eines Radartechnikers bzw. des
UnterstÃ¼tzungspersonals an den GerÃ¤ten P-12 und P-18 sei auch bei Arbeiten an
geÃ¶ffneten und eingeschalteten RadargerÃ¤ten auszuschlieÃ�en.

Unter Bezugnahme auf die Stellungnahme/Kurzbewertung der Arbeitsgruppe
AufklÃ¤rung der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar der Strahlenmessstelle der
Bundeswehr bei der Wehrbereichsverwaltung Nord Munster vom 5. Juni 2008 (Dr.
Sch) macht die Beklagte weiter geltend, dass aufgrund des konstruktiven Aufbaus
der RadargerÃ¤te P-12 Arbeiten am "offenen" StÃ¶rstrahler bei angelegter
Hochspannung nicht mÃ¶glich gewesen seien. Im RadargerÃ¤t P 12 gebe es nur
zwei ElektronenrÃ¶hren, nÃ¤mlich die SenderÃ¶hre und das Thyratron, die mit einer
Spannung Ã¼ber 5 kV betrieben worden seien. Ein bestimmungsgemÃ¤Ã�er Betrieb
des Senders sei bei geÃ¶ffneter Klappe nicht mÃ¶glich gewesen. Durch das Ã�ffnen
der Klappe hÃ¤tten sich die elektrischen Parameter der Resonanzkammer des
Senders und damit die Sendefrequenz und die erzielbare Sendeleistung verÃ¤ndert.
Technische Arbeiten seien so am betriebenen Sender nicht sinnvoll gewesen.
AuÃ�erdem wÃ¤re beim Betrieb mit geÃ¶ffneter Klappe und gebrÃ¼cktem Interlock
die ZwangsbelÃ¼ftung der SenderÃ¶hre auÃ�er Funktion gesetzt, was innerhalb
kurzer Zeit zur Ã�berhitzung und ZerstÃ¶rung der SenderÃ¶hre gefÃ¼hrt hÃ¤tte.
Das Thyratron sei mit einer Spannung von maximal 7 kV betrieben worden, bei
dieser Spannung reiche schon der Glasmantel des Thyratrons aus, um die
mÃ¶glicherweise im Innern der RÃ¶hre entstehende RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung
ausreichend abzuschirmen. Von allen anderen Systemen, Baugruppen und
Bauteilen habe keine Exposition gegenÃ¼ber RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung ausgehen
kÃ¶nnen, weshalb es sei fÃ¼r die Betrachtung einer mÃ¶glichen gesundheitlichen
GefÃ¤hrdung unerheblich sei, ob die Anlage im "geÃ¶ffneten" Zustand betrieben
worden sei und wo sich der BeschÃ¤ftigte aufgehalten habe.

In dem Freund Feind KennungsgerÃ¤t, auf welches der KlÃ¤ger wohl Bezug
genommen habe und das mit der Funkmessstation zusammen betrieben worden
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sei, seien keine ElektronenrÃ¶hren mit Spannungen Ã¼ber 2 kV betrieben worden,
Expositionen gegenÃ¼ber RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung seien an dieser Anlage mithin
nicht zu betrachten.

Zu den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch mit Stellungnahme vom 3.
Mai 2013 hat die Beklagte auf die hierzu eingereichte Stellungnahme der
Wehrverwaltung, Strahlenmessstelle der Bundeswehr Munster (Dr. Sch), vom 25.
Juli 2013 verwiesen. Die Feststellung der MÃ¶glichkeit der Ã�berbrÃ¼ckung des
Interlockschalters sage nichts Ã¼ber die Sinnhaftigkeit des Betriebes in diesem
Zustand aus. Auch von dem Zeugen B werde keine Kontrolle benannt, die am
geÃ¶ffneten Sender im Sendebetrieb notwendig gewesen sei. Allenfalls die
"Sichtkontrolle" sei als Hauptmethode zutreffend. Dies betrÃ¤fe lediglich das
Funktionieren der RÃ¶hrenheizung, was auch ohne Anschalten der Hochspannung
mÃ¶glich gewesen sei. Auch der simple Schutz vor gefÃ¤hrlicher Hochspannung
lege es fÃ¼r einen halbwegs versierten Radartechniker nahe, eine PrÃ¼fung â��
auch wenn sie nur wenige Sekunde andauere â�� ohne angeschaltete
Hochspannung durchzufÃ¼hren. Es ergÃ¤ben sich keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Exposition des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung.

Unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme der Strahlenmessstelle des
Bundesamtes fÃ¼r Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr vom 24. Oktober 2014 (Dr. Sch) fÃ¼hrt die Beklagte weiter an, dass
der von Dr. Sch angefÃ¼hrte Wert von 14 KV lediglich zu energiearmer
RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung gefÃ¼hrt hÃ¤tte, die in tiefer liegenden Organen keine
Dosis bewirken kÃ¶nnten. Auch sei bei herausgezogenem Modulatorblock der
Betrieb des RadargerÃ¤tes nicht mÃ¶glich gewesen, hierbei wÃ¤re das Thyratron
innerhalb kÃ¼rzester Zeit geschmolzen. Die Sende- und Empfangsumschalter seien
keine RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahler gewesen. Ein Betrieb des RadargerÃ¤tes sei mit
Adapterkabeln nicht mÃ¶glich gewesen, da diese keine Hochspannung
Ã¼bertragen hÃ¤tten. Die Schlussfolgerungen des SachverstÃ¤ndigen unter
BerÃ¼cksichtigung der technischen Gegebenheiten seien nicht nachvollziehbar.
AuÃ�er Vermutungen wÃ¼rden von dem Gutachter keine Argumente angefÃ¼hrt,
die eine Ã�nderung der eigenen Bewertung begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Auch sei das
Ã�bertragen des Messwertes des RadargerÃ¤tes P-37 auf VerhÃ¤ltnisse an der P-12
nicht zulÃ¤ssig, weil die elektrische Leistung einer P-12 erheblich unter derjenigen
einer P-37 gelegen habe. Die Schlussfolgerung des SachverstÃ¤ndigen, dass eine
Person, die sich angelehnt oder sitzend vor dem Sendeblock befunden habe, hÃ¤tte
grundsÃ¤tzlich exponiert sein kÃ¶nnen, entbehre jeglicher Grundlage. Bei dem
Sende- und Empfangsumschalter habe es sich nicht um einen
RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahler gehandelt (Bezugnahme auf Stellungnahme Dr. Sch vom 24.
Februar 2017).

Die Beklagte hat u.a. eine Bewertung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse nach den Kriterien
des Berichtes der Radarkommission fÃ¼r das RadargerÃ¤t P-18 der Arbeitsgruppe
AufklÃ¤rung der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar vom 5. November 2004, eine
Bewertung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse nach den Kriterien des Berichtes der
Radarkommission fÃ¼r das RadargerÃ¤t P-12 der Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der
ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar v. 5. November 2004, den Teilbericht Ã�nderung 1
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der Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse Radar "RadargerÃ¤t
P-12 /P-12A, P-13 der ehemaligen nationalen Volksarmee" v. 7. Juni 2002, die
Stellungnahme des Dr. Sch vom 31. August 2018, Stellungnahmen des
Oberstleutnant M K vom 27 August 2018 und vom 24. Januar 2019, Ablichtungen
eines Bildbandes zur Funkmessstation P-12, Technische Beschreibung und
Betriebsvorschrift zur Gerichtsakte gereicht.

Im Berufungsverfahren ist die Stellungnahme des Dr. Sch, Strahlenmessstelle der
Bundeswehr, vom 5. Juni 2008 (mit Anlagen) fÃ¼r die Wehrbereichsverwaltung Ost
II 7 aus einem Klageverfahren beigezogen worden, wegen deren Inhalts auf Blatt
281 ff. der Gerichtsakten verwiesen wird.

Weiter hat Dr. Sch vom TÃ�V R auf Veranlassung des Landessozialgerichts die
sachverstÃ¤ndigen Stellungnahmen vom 3. Mai 2013 (KS-13/7033), vom 19.
Dezember 2016 (KS-15/7037) und vom 29. Dezember 2017 (KS-17/7031) erstattet,
wegen deren Inhalts auf Blatt. 296 ff., 540 ff., 6115 ff. der Gerichtsakten verwiesen
wird.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beweisaufnahme vom 4. September
2014 ist der SachverstÃ¤ndige Dr. S Sch ergÃ¤nzend gehÃ¶rt worden. Wegen des
Inhalts der Aussage wird auf Blatt 415 ff. der Gerichtsakten verwiesen.

Weiter ist in dem Termin zur Beweisaufnahme vom 4. September 2014 der Zeuge H
B gehÃ¶rt worden. Wegen des Inhalts der Aussage wird auf die Anlage 1 zur
Niederschrift vom 4. September 2014, Blatt 410 ff. der Gerichtsakten verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes, insbesondere wegen
der AusfÃ¼hrungen der Beteiligten im Einzelnen wird Bezug genommen auf den
Inhalt der Gerichtsakten und die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und
auf den Inhalt der Verwaltungsakte der Beklagten, der vorgelegen hat und
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Berufungsverfahrens sind der erstinstanzliche Gerichtsbescheid
vom 29. Juni 2011 sowie der Bescheid der Beklagten vom 29. November 2002 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10. Juni 2004 und das Begehren des
KlÃ¤gers, eine Krebserkrankung und Folgeerkrankungen als Berufskrankheit nach
der BK 2402 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung â�� BKV â��
festzustellen.

Das Sozialgericht hat die hierauf gerichtete Klage mit dem Gerichtsbescheid
zutreffend abgewiesen.

Der KlÃ¤ger verfolgt sein Begehren, die Krebserkrankung (und die
"Folgeerkrankungen" sowie die SchilddrÃ¼senerkrankung) als Berufskrankheit
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festzustellen und den diesen Anspruch ablehnenden Bescheid der Beklagten in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides aufzuheben, zulÃ¤ssig mit der kombinierten
Anfechtungs- und Feststellungsklage nach Â§Â§ 54 Abs. 1, 55 Abs. 1 Nr. 3
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -.

Soweit der KlÃ¤ger wiederholt geltend macht, dass die Beklagte verpflichtet sei,
seine "WehrdienstbeschÃ¤digung" anzuerkennen, ist ein hierauf gerichtetes
Klagebegehren schon deshalb unzulÃ¤ssig, weil die Beklagte mit dem mit der Klage
angefochtenen Bescheid hierÃ¼ber nicht entschieden hat und mangels
ZustÃ¤ndigkeit auch nicht zu entscheiden hatte.

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Feststellung
seiner Erkrankungen als Berufskrankheit nach der BK 2402 der Anlage 1 zur BKV.
Der mit der Klage angefochtene Bescheid in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten.

FÃ¼r die Beurteilung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des angefochtenen Bescheides und der
BegrÃ¼ndetheit des Feststellungsbegehrens ist das zum Zeitpunkt der
Entscheidung des Senats geltende Recht maÃ�geblich (vgl. Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Auflage 2017, Â§ 54 Rn. 34, Â§ 55, Rn.
21). Nach der mit RÃ¼ckwirkung zum 1. Januar 1994 in Kraft gesetzten Vorschrift
des Â§ 215 Abs. 1 SÃ¤tze 2 und 3 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch â�� SGB VII â��
(vgl. Art. 1. Nr. 33 Buchstabe a; Art 13 Abs. 2 [Inkrafttreten] des Gesetzes zur
Modernisierung der gesetzlichen Unfallversicherung â��
Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz â�� (UVMG) vom 30. Oktober 2008, 
BGBl I S. 2130; dazu auch BT-Drs. 16/9154 S. 37) sind die Neuregelungen des Â§
215 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB VII fÃ¼r die Entscheidung maÃ�geblich. Nach Â§ 215
Abs. 1 Satz 2 SGB VII gilt Â§ 1150 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 der
Reichsversicherungsordnung â�� RVO â�� nicht fÃ¼r VersicherungsfÃ¤lle aus dem
Wehrdienst ehemaliger Wehrdienstpflichtiger der NVA der DDR. Tritt bei diesen
Personen nach dem 31. Dezember 1991 eine Berufskrankheit auf, die infolge des
Wehrdienstes entstanden ist, gelten die Vorschriften dieses Buches (Â§ 215 Abs. 1
Satz 3 SGB VII; vgl. i.E. LSG ThÃ¼ringen v. 28.02.2013 â�� L 1 U 173/10 â�� juris;
LSG Sachsen-Anhalt v. 19.09.2012 â�� L 6 U 107/07 â�� juris).

Mit dieser Neuregelung hat der Gesetzgeber eine LÃ¼cke fÃ¼r den Personenkreis
der NVA-Wehrpflichtigen geschlossen, die weder AnsprÃ¼che nach dem
Soldatenversorgungsgesetz noch dem Bundesversorgungsgesetz hatten. Diese NVA-
Wehrpflichtigen sollten AnsprÃ¼che in der Gesetzlichen Unfallversicherung geltend
machen kÃ¶nnen, denen nach dem bis zum Inkrafttreten des UVMG Â§ 1150 Abs. 2
Satz 2 Nr. 1 RVO entgegenstand. Nunmehr sind AnsprÃ¼che des genannten
Personenkreises fÃ¼r die Zeit der Ableistung des Wehrdienstes bei der NVA nicht
mehr durch die Stichtagsregelung nach Â§Â§ 215 Abs. 1 Satz 1 SGB VII, 1150 Abs. 2
Satz 2 Nr. 1 RVO ausgeschlossen. Dadurch ist fÃ¼r frÃ¼here wehrpflichtige
Soldaten der NVA klargestellt worden, dass sie auch nach dem Bundesrecht des
Dritten Buchs der RVO, das bis Ende 1996 galt, grundsÃ¤tzlich unter dem
Versicherungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung stehen, wenn sie infolge
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des Dienstes ArbeitsunfÃ¤lle oder Berufskrankheiten erlitten haben, die vor dem 1.
Januar 1992 eingetreten sind und nach dem im Beitrittsgebiet (bis dahin weiter)
geltenden Recht ArbeitsunfÃ¤lle oder Berufskrankheiten der Sozialversicherung
waren (vgl. hierzu Urteil des BSG vom 17. Februar 2009 â�� B 2 U 35/07 R â�� juris,
Rn. 12; vgl. zur frÃ¼heren Rechtslage BSG v. 10.10.2002 â�� B 2 U 10/02 R â��
juris).

Die von dem KlÃ¤ger geltend gemachte (Krebs-)Erkrankung ist erstmals im August
1995 festgestellt worden. MaÃ�geblich ist daher Â§ 215 Abs. 1 Satz 3 SGB VII. Auch
wenn Wehrdienstleistende nicht unter den Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung fallen (Â§ 4 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII), regelt Â§ 215 Abs. 1 Satz 3 SGB
VII, dass ehemalige NVA-Wehrpflichtige fÃ¼r den Fall, dass â�� wie hier â�� nach
dem 31. Dezember 1991 eine BK auftritt, AnsprÃ¼che nach dem SGB VII haben
kÃ¶nnen. Eine ansonsten eintretende VersorgungslÃ¼cke sollte gerade durch diese
Regelung ausgeschlossen werden (BT-Drs., 16/9154, a.a.O.).

Allerdings liegen die Voraussetzungen nach dem SGB VII zur Feststellung der
Erkrankung des KlÃ¤gers als BK nicht vor.

Berufskrankheiten sind nach Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 SGB VII Krankheiten, die die
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als
solche bezeichnet und die Versicherte (infolge einer den Versicherungsschutz
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit) erleiden. Zu den vom Verordnungsgeber bezeichneten
Berufskrankheiten gehÃ¶rt die geltend gemachte BK nach Nr. 2402 der Anlage zur
BKV, mit der Erkrankungen durch ionisierende Strahlen erfasst sind.

Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung einer Erkrankung als Berufskrankheit ist, dass
die vorliegende Erkrankung konkret individuell durch entsprechende Einwirkungen
des Stoffes wesentlich verursacht bzw. verschlimmert worden ist und dass die
Einwirkungen wesentlich durch die versicherte TÃ¤tigkeit verursacht worden sind.
Dabei mÃ¼ssen die Krankheit, die versicherte TÃ¤tigkeit und die durch sie
bedingten schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich deren Art und AusmaÃ� im
Sinne eines Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
nachgewiesen werden. Lediglich fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen
der versicherten TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden Einwirkung einerseits und
zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung und der eingetretenen Erkrankung
andererseits reicht die hinreichende Wahrscheinlichkeit â�� nicht allerdings die
bloÃ�e MÃ¶glichkeit â�� aus (BSG v. 02.05.2001 â�� B 2 U 16/00 R â�� juris, SozR
3-2200 Â§ 551 Nr. 16 m. w. N.).

Die arbeitstechnischen Voraussetzungen, d.h. vorliegend eine schÃ¤digende
Einwirkung durch ionisierende Strahlung wÃ¤hrend der von dem KlÃ¤ger geltend
gemachten Zeiten/EinsÃ¤tze bei der NVA, also im Zeitraum vom Mai 1974 bis Ende
Oktober 1975 (insgesamt 18 Monate) und wÃ¤hrend des kurzzeitigen Einsatzes als
Reservist im Mai 1986 mÃ¼ssen danach im Vollbeweis, mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit feststehen.

Nicht zu folgen ist dem KlÃ¤ger darin, dass es bei der PrÃ¼fung des Anspruchs auf
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Feststellung einer BK 2402 und "EntschÃ¤digungen" in den so genannten
"RadarfÃ¤llen" nicht der Feststellung der anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen im
Vollbeweis bedarf und insoweit eine Beweiserleichterung gelte. Soweit der KlÃ¤ger
insoweit auf eine "gÃ¤ngige Praxis" verweist, kommt es mangels gesetzlicher
Grundlage hierauf ohnehin nicht an.

Der von dem KlÃ¤ger geltend gemachte Anspruch, der Feststellung einer
Erkrankung als Berufserkrankung im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung,
richtet sich nach den gesetzlichen Regelungen des SGB VII. Die Voraussetzungen
danach unterscheiden sich von denen fÃ¼r AnsprÃ¼che auf
BeschÃ¤digtenversorgung nach dem Soldatenversorgungsgesetz â�� SVG -. Eine in
diesem Regelungsbereich mÃ¶gliche Beweiserleichterung Ã¼ber Â§ 15 Gesetz
Ã¼ber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung â�� KOVVfG â�� (vgl.
BSG v. 30.11.2006 â�� B 9a VS 1/05 R â�� juris, Rn. 24; LSG Nds.-Br. v. 24.10.2013
â�� L 12 VS 4/09 â�� juris, Rn. 30, nachgeh. BSG v. 26.05.2014 â�� B 9 V 1/14 B
â�� juris) ist bzgl. des Berufskranheitenrechts im SGB VII und nach der BKV nicht
vorgesehen. Entgegen der Annahme des KlÃ¤gers hat auch die Beklagte nicht in
von dem KlÃ¤ger angefÃ¼hrten Stellungnahmen eine solche Beweiserleichterung
Ã¼ber etwa die Erkenntnisse und Empfehlungen des RB zugestanden, wobei ihr
dies auch gesetzlich nicht gestattet ist. Vielmehr hat die Beklagte insoweit zu Recht
betont, dass im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung der Vollbeweis fÃ¼r das
Vorliegen der arbeitstechnischen Voraussetzungen gefordert ist.

Auch soweit der KlÃ¤ger fÃ¼r sich eine "Beweiserleichterung" in Anspruch nehmen
will, fÃ¼hrt dies nicht zu einem anderen BeweismaÃ�stab. Zwar kÃ¶nnen
Besonderheiten im konkret zu beurteilenden Sachverhalt Anlass sein, im Rahmen
der BeweiswÃ¼rdigung an den vom Anspruchsteller zu fordernden Beweis
geringere Anforderungen zu stellen, so dass ein Gericht aufgrund weniger
tatsÃ¤chlicher Anhaltspunkte von einem konkreten Sachverhalt Ã¼berzeugt sein
kann (BSG v. 12.09.1990 â�� 2 RU 58/89 â�� juris, Rn. 19). Der BeweismaÃ�stab
"Vollbeweis" verringert sich dadurch aber nicht (BSG v. 27.05.1997 â�� 2 RU 38/96
â�� juris, Rn. 25).

Auch eine Beweislastumkehr tritt im Ã�brigen selbst dann nicht ein, wenn ein
Beweisnotstand auf einer fehlerhaften Beweiserhebung oder sogar auf einer
Beweisvereitelung desjenigen beruht, dem die Unerweislichkeit von Tatsachen zum
Vorteil gereicht (BSG v. 04.02.1998 â�� B 2 U 304/97 B â�� juris, Rn. 4, m.w.N.).

Nach den dargestellten BeweismaÃ�stÃ¤ben konnte sich der Senat nach dem
Gesamtergebnis des Verfahrens unter WÃ¼rdigung der vorliegenden
Stellungnahmen nicht die volle Ã�berzeugung bilden (Â§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGG),
dass die arbeitstechnischen Voraussetzungen der BK 2402 der Anlage zur BKV mit
dem notwendigen Vollbeweis vorliegen.

Der Begriff der "arbeitstechnischen Voraussetzungen" beschreibt das
Vorhandensein der tatbestandlich von der BK vorausgesetzten Einwirkungen, im
Falle der BK 2402 ionisierende Strahlen. Ionisierende Strahlen sind Strahlen auf
Grund hohen Energiepotenzials, Wellen- bzw. Teilchenstrahlen, die in der Lage sind,

                            15 / 28

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209a%20VS%201/05%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20VS%204/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20V%201/14%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%2058/89
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%2038/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%20304/97%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/128.html


 

beim Durchgang durch Materie aus Atomen bzw. MolekÃ¼len Elektronen
abzutrennen (Anhang 1 zum Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche Untersuchung zu Nr.
2402 Anlage 1 BKV, GMBl. 2011, Nr. 49-51, S. 983 ff und Mehrtens/Brandenburg,
Die Berufskrankheitenverordnung, M 2402, S. 1; SchÃ¶nberg/Mehrtens/Valentin,
Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, S. 1179).

Die Anerkennung der BK 2402 setzt "arbeitstechnisch" den Nachweis voraus, dass
der Betroffene einer Strahlendosis durch Ganz- oder TeilkÃ¶rperbestrahlung,
Kontamination oder Inkorporation ausgesetzt war, die Ã¼berhaupt geeignet ist,
eine Strahlenerkrankung hervorzurufen (Anhang zum Merkblatt fÃ¼r die Ã¤rztliche
Untersuchung zu Nr. 2402 Anlage 1 BKV; SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O.,
S. 1180). Zur Bewertung sind nicht-stochastische und stochastische
Strahlenwirkungen zu unterscheiden. Bei den nicht-stochastischen bzw.
deterministischen Wirkungen, bei denen Dosis-Wirkungsbeziehungen
wissenschaftlich belegt sind, muss eine Schwellendosis Ã¼berschritten werden,
damit der Effekt eintritt; hierzu zÃ¤hlen namentlich multizellulÃ¤re Prozesse durch
ZerstÃ¶rung von Zellen, wie z.B. das akute Strahlensyndrom, HautschÃ¤den,
LinsentrÃ¼bung. Stochastische Wirkungen hingegen, wie z. B. die Induktion von
Malignomen, also Krebserkrankungen in strahlenempfindlichen Geweben bzw.
Organen, sind zufÃ¤llig in dem Sinne, dass sie nicht zwangslÃ¤ufig ab einer
bestimmten Strahlendosis auftreten, lediglich die Wahrscheinlichkeit fÃ¼r ihr
Auftreten nimmt mit wachsender Dosis zu. FÃ¼r sie kann demnach keine
bestimmte Mindeststrahlendosis vorausgesetzt werden, da eine solche
wissenschaftlich nicht belegt ist (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O.). Die
Dosis hat allein Bedeutung im Sinne einer statistischen HÃ¤ufigkeitsquote, weshalb
keine "sichere Dosis", unter der keine SchÃ¤den auftreten kÃ¶nnen, bekannt ist.
Jedoch muss, damit die Anerkennung einer Berufskrankheit Ã¼berhaupt in Betracht
kommen kann, der Versicherte einer deutlich hÃ¶heren Dosis als die
GesamtbevÃ¶lkerung ausgesetzt gewesen sein, wie sich bereits aus Â§ 9 Abs. 1
Satz 2 SGB VII (" durch besondere Einwirkungen versursacht sind"; vgl. insgesamt
LSG Hessen v. 03.02.2012 â�� L 9 U 109/10 â�� juris, Rn. 20 ff.) ergibt. Vorliegend
steht fÃ¼r den Senat nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens nicht mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit fest, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner
TÃ¤tigkeiten bei der NVA einer solchen hÃ¶heren Exposition gegenÃ¼ber
ionisierenden Strahlen im Vergleich zur GesamtbevÃ¶lkerung ausgesetzt war, dass
eine solche potentiell gefÃ¤hrdende schÃ¤digende Strahlenbelastung (vgl. LSG
Bayern v. 19.11.2014 â�� L 15 VS 19-11 â�� juris, Rn. 68) bestand.

Mangels wÃ¤hrend oder zeitnah zu den hier in Frage kommenden Gelegenheiten
fÃ¼r eine Strahlungsbelastung wÃ¤hrend der tatsÃ¤chlichen AusÃ¼bung von
TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers an einem RadargerÃ¤t der ehemaligen NVA
vorgenommener Messungen liegen Erkenntnisse Ã¼ber die tatsÃ¤chlichen
ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse und Expositionen nicht vor, so dass insoweit auch kein
Nachweis einer Strahlenbelastung gefÃ¼hrt werden kann. Die konkrete
Arbeitsplatzsituation kann auch nicht mehr nachgestellt werden, da RadargerÃ¤te,
an denen damals ein Einsatz erfolgt sein konnte, nicht mehr in dem Zustand und in
der Beschaffenheit des damaligen Einsatzes zur VerfÃ¼gung stehen. Der
SachverstÃ¤ndige Dr. Sch beschreibt insoweit den Zustand des RadargerÃ¤tes P 12,
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an dem der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines Einsatzes bei der ehemaligen NVA tÃ¤tig
gewesen sein soll und an dem fÃ¼r gutachterliche Stellungnahmen Messungen
vorgenommen worden sind, als "museal" und betont bei der Interpretation der
Messergebnisse (einschrÃ¤nkend) den Alters- und Konservierungszustand der
untersuchten Radaranlagen (Stellungnahme vom 19.12.2016). Zudem liegen mit
den Angaben des KlÃ¤gers in dem gesamten Verfahren keine substantiierten
Beschreibungen zu Einsatzzeiten des KlÃ¤gers am GerÃ¤t bzw. an spezifischen
Bauteilen der Radarstation vor, aus denen sich eine mÃ¶gliche spezifische
tatsÃ¤chliche Strahlenbelastung errechnen lieÃ�e.

Insoweit hat der KlÃ¤ger die EinsÃ¤tze eines Wehrdienstleistenden als Funkorter
"allgemein" beschrieben.

Auch unter BerÃ¼cksichtigung anderer Erkenntnisquellen zur Situation an der hier
fraglichen Radarstation ist vorliegend eine relevante Exposition des KlÃ¤gers
wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeiten bei der NVA nicht nachgewiesen.

Vor dem Hintergrund der Beweisschwierigkeiten (mangels tatsÃ¤chlich erfolgter
Messungen wÃ¤hrend des Einsatzes) von wÃ¤hrend frÃ¼herer TÃ¤tigkeiten an
RadargerÃ¤ten potentiell in ihrer Gesundheit gefÃ¤hrdeten Personen hat die
Radarkommission (eingesetzt auf Ersuchen des Bundesverteidigungsministeriums
durch den Deutschen Bundestag) die Frage der GefÃ¤hrdung durch Strahlung in
frÃ¼heren Radareinrichtungen der Bundeswehr und der NVA untersucht und
hierÃ¼ber am 2. Juli 2003 einen Bericht erstattet (RB). Die Radarkommission sollte
u.a. zur AufklÃ¤rung der frÃ¼heren ArbeitsverhÃ¤ltnisse beitragen, eine Expertise
zu den Belastungswerten abgeben und den wissenschaftlichen Sachstand zur
MÃ¶glichkeit einer GesundheitsgefÃ¤hrdung durch ionisierende Strahlung und
Hochfrequenzstrahlung feststellen (vgl. RB â�� Kurzfassung, Seite 1 zum
Arbeitsauftrag).

Auch wenn der Nachweis der tatsÃ¤chlichen Exposition des KlÃ¤gers â�� wie
dargestellt â�� mangels Kenntnis der tatsÃ¤chlichen Strahlbelastungen in der
damaligen Zeit des Einsatzes des KlÃ¤gers nicht ermittelt werden kann, kÃ¶nnte
grundsÃ¤tzlich aus anderen Feststellungen zu tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten und
Erkenntnissen Ã¼ber die damalige Situation die Ã�berzeugung gewonnen werden,
dass eine relevante Exposition des KlÃ¤gers vorgelegen hat. Mangels weiterer
umfassender Untersuchungen und Erkenntnisse und angesichts des umfassenden
Arbeitsauftrages der Radarkommission und der in der Kommission beteiligten
Expertise kann zur Gewinnung von Erkenntnissen Ã¼ber die damalige
Arbeitssituation bei der NVA allein auf den Bericht der Expertenkommission
abgestellt werden, um erforderliche Feststellungen zu gewinnen. Der Bericht
entfaltet dabei keine unmittelbare rechtliche Wirkung. Der Senat musste dabei nicht
abschlieÃ�end klÃ¤ren, ob dem Bericht der Radarkommission rechtliche Relevanz
zukommt und ggf. in welcher Art (vgl. hierzu LSG Niedersachsen-Bremen v.
13.02.2008 â�� L 5 VS 11/05 â�� juris: antizipiertes SachverstÃ¤ndigengutachten;
so wohl auch BSG v. 02.10.2008 â�� B 9 VS 3/08 B â�� juris, Rn. 8; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg v. 16.07.2008 â�� L 6 VS 2599/06 â�� Rn. 32: Beweiserleichterung),
denn jedenfalls kÃ¶nnen die Empfehlungen und sachverstÃ¤ndigen Expertisen als
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Grundlage der Ã�berzeugungsbildung des Senats herangezogen werden (vgl. i.E.
zur BerÃ¼cksichtigung des RB im Rahmen der BeweiswÃ¼rdigung auch LSG
Hessen v. 03.02.2012 â�� L 9 U 109/10 â�� juris, Rn. 23; zur herausragenden
Stellung des RB als gutachterliche Ã�uÃ�erung vgl. auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg
v. 15.12.2011 â�� L 6 VS 4157/10 â�� juris, Rn. 60).

Eine "Selbstbindung der Beklagten" an Ergebnisse oder Empfehlungen der
Radarkommission kann unter keinem Gesichtspunkt angenommen werden. Eine
solche findet sich â�� unabhÃ¤ngig ob sie Ã¼berhaupt rechtlich zulÃ¤ssig wÃ¤re
â�� weder in Richtlinien noch ergibt sie sich aus vom KlÃ¤ger in Bezug
genommenen Schreiben bzw. Unterlagen. Hingewiesen wurde bei der Bewertung
der Ergebnisse der Radarkommission fÃ¼r den Bereich der gesetzlichen
Unfallversicherung auf die dort geltenden GrundsÃ¤tze, die nicht mit der
pauschalen Ã�bernahme der Ergebnisse vereinbar seien (vgl. nur Stellungnahme
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung vom 25. Juli 2003).
Unerheblich ist entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers, ob andere Stellen wie etwa
die Bundeswehrverwaltung in vergleichbaren FÃ¤llen auf den Vollbeweis einer
Exposition verzichten.

Vorliegend kann jedoch auch unter BerÃ¼cksichtigung der Ergebnisse im RB und
nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens nicht die Ã�berzeugung gewonnen
werden, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der von ihm angegebenen Zeiten bei der NVA
einer relevanten Strahlung ausgesetzt war.

Nach dem RB (Seite. 135 f.) sollten Personen, die im Zeitraum bis 1975 (sog. Phase
1, RB S. 130, Kurzbericht Seite III) an anderen RadargerÃ¤ten als am SGR-103
tÃ¤tig gewesen sind, anerkannt werden, sofern 1. sie an einem malignen Tumor mit
Ausnahme der Chronisch Lymphatischen LeukÃ¤mie erkrankt sind (sog.
qualifizierende Erkrankung), 2. der Tumor Ã¤rztlich bestÃ¤tigt und pathologisch-
histologisch befundet ist, 3. der Tumor, wenn es sich um einen soliden Tumor
handelt, frÃ¼hestens 5 Jahre nach Exposition aufgetreten ist bzw. LeukÃ¤mie oder
ein Knochensarkom frÃ¼hestens 2 Jahre nach Exposition aufgetreten sind, 4. sie
Arbeiten als Techniker/Mechaniker oder Bediener (Operator) an Radaranlagen
ausgeÃ¼bt haben (sog. qualifzierende Arbeiten), 5. die Tumorlokalisation mit der
maximalen Betriebsspannung der RadargerÃ¤te Ã¼bereinstimmt und 6. der
Bundeswehr kein anderweitiger Ausschluss einer relevanten Strahlung mÃ¶glich ist.
(vgl. LSG NRW v. 01.02.2011 â�� L 6 VS 3/06 â�� a.a.O., Rn. 37 ff.; LSG Hessen v.
03.02.2012 â�� L 9 U 109/10 â�� juris, Rn. 26 ff.).

Der KlÃ¤ger, der seine vorliegend relevanten TÃ¤tigkeiten wÃ¤hrend seines
Grundwehrdienstes in der Zeit von Mai 1974 bis Oktober 1975 und kurzzeitig als
Reservist in 1986 an GerÃ¤ten der NVA ausgeÃ¼bt hat, war innerhalb der
sogenannten Phase 1 im Sinne des Berichtes der Expertenkommission tÃ¤tig. Diese
Phase erstreckt sich bis 1975, fÃ¼r NVA-GerÃ¤te bis zum Ende der NVA (vgl.
Kurzbericht, S. III).Die Phase 1 war dadurch gekennzeichnet, dass Messwerte,
welche die nachtrÃ¤gliche Ermittlung der Exposition gestatten wÃ¼rden, nicht
vorliegen und, gemessen an heutigen MaÃ�stÃ¤ben, kein adÃ¤quater
Strahlenschutz bestand (Bericht, Seite 130). FÃ¼r die Phase 1 ist von den Experten
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der Radarkommission eine zuverlÃ¤ssige oder auch nur obere AbschÃ¤tzung der
Exposition durch RÃ¶ntgen(stÃ¶r-)strahlung rÃ¼ckwirkend als nicht mÃ¶glich
erachtet worden, auch war eine Ã�bertragung der Ergebnisse spÃ¤terer Messungen
als auch aktueller Messwerte auf frÃ¼here ExpositionszeitrÃ¤ume in der Regel nicht
mehr mÃ¶glich, da eine Vielzahl von Einflussfaktoren nicht mehr rekonstruierbar
waren (RB â�� Kurzfassung, S. III).

Hiervon ausgehend hat die Kommission die oben dargestellten Kriterien fÃ¼r eine
Anerkennung von Krankheitsbildern aufgestellt. FÃ¼r die Heranziehung der
Erkenntnisse und Empfehlungen des RB im Rahmen des geltend gemachten
Anspruchs aus der gesetzlichen Unfallversicherung ist im Grundsatz zu beachten,
dass die dargestellten Voraussetzungen fÃ¼r die Empfehlung zur Anerkennung
nach den Regelungen des Versorgungsrechts, nur hierzu verhÃ¤lt sich der RB, im
Vollbeweis, d.h. mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen sein
mÃ¼ssen. Die gute MÃ¶glichkeit, dass die Voraussetzungen vorliegen, reicht nicht
aus.

Im Falle des KlÃ¤gers sind â�� wie bereits dargestellt â�� Messungen zu den
tatsÃ¤chlichen Belastungen durch Strahlung nicht zu erlangen. Die
Radarkommission hat zunÃ¤chst die Empfehlung abgegeben, alle malignen Tumore
mit Ausnahme der chronisch lymphatischen LeukÃ¤mie als qualifizierende
Krankheiten anzusehen, sofern es sich um Ã¤rztlich bestÃ¤tigte Diagnosen mit
pathologisch-histologischem Befund handelt, und die Latenzzeit, also die Zeit
zwischen Beginn der Exposition und Manifestation des Tumors, bei soliden Tumoren
mindestens fÃ¼nf Jahre betrug. Die bei dem KlÃ¤ger vorliegende Krebserkrankung
(Nierenkrebs) schlieÃ�t danach eine Anerkennung nicht von vornherein aus.

Zwar spricht nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens, insbesondere aufgrund der
Angaben des KlÃ¤gers, viel dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger im Sinne des RB als Funkorter,
und hierauf beschrÃ¤nkte sich sein Einsatz, an der Radarstation der NVA P-12 im
Sinne der Empfehlungen des RB auch als Techniker/Mechaniker oder Bediener
"qualifizierend" Arbeiten verrichtet hat.

Nach dem RB ist unter einer qualifizierenden TÃ¤tigkeit jedenfalls nicht schon jede
TÃ¤tigkeit zu fassen, die in der NÃ¤he von RadargerÃ¤ten ausÃ¼bt worden ist. In
dem RB wird davon ausgegangen, dass die Reichweite von RÃ¶ntgenstrahlung
relativ gering ist und GefÃ¤hrdungen fÃ¼r das nur in unmittelbarer NÃ¤he der
strahlenden Sender bei Einstellungs- und Reparaturarbeiten entstehen konnten Bei
den vor diesem Hintergrund in den Empfehlungen aufgenommenen "Operatoren"
waren jeweils die konkreten TÃ¤tigkeiten an den einzelnen StÃ¶rquellen zu
Ã¼berprÃ¼fen (vgl. RB Seite 44 ff.); vgl. LSG Hessen v. 03.02.2012 â�� L 9 U
109/10, a.a.O., Rn. 33). Bei den insofern geforderten "qualifizierenden" TÃ¤tigkeiten
muss es sich grundsÃ¤tzlich um lÃ¤ngere, nicht nur gelegentliche (in einem
Gesamtumfang weniger Tage) TÃ¤tigkeiten gehandelt haben (s. LSG Hessen, a.a.O.;
vgl. auch Auffassung BMdV v. 4.3.2004).

Nach den glaubhaften Schilderungen des KlÃ¤gers war er auch mit Wartungs- und
Reparaturarbeiten wÃ¤hrend seines Einsatzes als Funkorter an der Radarstation

                            19 / 28

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%209%20U%20109/10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%209%20U%20109/10


 

P-12 betraut. Auch nach der Aussage des Zeugen B kam es beim Einsatz eines
Funkorters im Rahmen des Wehrdienstes zu nicht nur gelegentlichen Wartungs- und
Reparaturaufgaben an offenen Bauteilen, so dass die Verrichtung "qualifizierender"
TÃ¤tigkeiten bei dem KlÃ¤ger, der Ã¼ber eine Ausbildung als Elektromonteur
verfÃ¼gte, nicht ausgeschlossen ist.

FÃ¼r den Senat steht allerdings nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens fest,
dass an dem RadargerÃ¤t P 12, an dem der KlÃ¤ger tÃ¤tig gewesen ist, allenfalls
wÃ¤hrend bestimmter Reparatur- und Wartungsarbeiten die MÃ¶glichkeit einer
ionisierenden Strahlungsbelastung bestanden haben kann, die zudem im konkreten
Einzelfall nach dem Dargestellten nachgewiesen sein mÃ¼sste, was vorliegend
nicht der Fall ist.

Mit den Empfehlungen des RB ist eine "Anerkennung" â�� bei ErfÃ¼llung aller
sonstigen Kriterien â�� dann ausgeschlossen, wenn konstruktionsbedingt eine
TÃ¤tigkeit am offenen GerÃ¤t bei eingeschalteter Hochspannung in der NÃ¤he des
unabgeschirmten StÃ¶rstrahlers nicht mÃ¶glich war und am abgeschirmten GerÃ¤t
auftretende Ortsdosisleistungen einen Wert von 5 Mikrosievert/Stunde (ÂµSv/h)
nicht Ã¼berschreiten konnten. Hierzu ist bezogen auf die â�� vorliegend
erheblichen â�� VerhÃ¤ltnisse bei der NVA vermerkt, dass es NVA-GerÃ¤te gegeben
habe, bei denen die relevanten StÃ¶rstrahler durch GehÃ¤usematerialien gut
abgeschirmt gewesen und Arbeiten am offenen GerÃ¤t extrem selten
vorgekommen seien.

Daraus ergibt sich als Voraussetzung fÃ¼r ein "Anerkennung", dass eine relevante
StÃ¶rstrahlung an einem offenen GerÃ¤t unterstellt, diese nur bei nicht seltenen
Arbeiten unter diesen Bedingungen Ã¼berhaupt relevant sein soll.

Letztlich konnte dies dahinstehen, da nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens
unter BerÃ¼cksichtigung der mit den Akten vorliegenden Stellungnahmen nicht mit
der erforderlichen Wahrscheinlichkeit festzustellen ist, dass der KlÃ¤ger einer
relevanten Strahlenbelastung ausgesetzt war. Eine relevante Strahlenbelastung bei
den TÃ¤tigkeiten als Funkorter steht auch unter BerÃ¼cksichtigung des Einsatzes
bei Wartungs- und Reparaturarbeiten nicht im Vollbeweis fest, die gute MÃ¶glichkeit
reicht nicht.

FÃ¼r den Senat steht nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens fest, dass die
Ortsdosis an den fraglichen TÃ¤tigkeitsorten des KlÃ¤gers, der nach eigenen
Angaben an einer Radarstation P-12 der ehemaligen NVA tÃ¤tig gewesen ist, am
abgeschirmten GerÃ¤t nicht relevant erhÃ¶ht war.

Der Senat hatte keine Veranlassung, weiteren Beweisanregungen des KlÃ¤gers
nachzugehen. Mit den von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. Scheingehholten
differenzierten Stellungnahmen und den beigezogenen und von den Beteiligten
eingereichten fachkundigen Stellungnahmen lag eine differenzierte Grundlage fÃ¼r
die Ã�berzeugungsbildung des Senats vor.

Wie aus dem Gutachten des TÃ�V R (Dr. Sch) aus Juni 2006 (Gutachten), welches
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auf Messergebnissen an einer Radarstation P-12 basiert, wobei an allen Bauteilen
gemessen wurde, die potentielle Quellen fÃ¼r RÃ¶ntgenstrahlung sein konnten und
alle potentiellen Aufenthaltsorte von Personen und KÃ¶rperteilen berÃ¼cksichtigt
wurden (Gutachten Seite 20) hervorgeht, war eine relevante Strahlenexposition
nicht festzustellen. Als Quellen fÃ¼r ionisierende Strahlung oberhalb von 5 kV
(RÃ¶ntgenbremsstrahlung) wurden die Trioden und das Thyratron im
Senderschrank erkannt (Gutachten Seite 29). Weitere insoweit relevante Emittenten
wurden nicht festgestellt, so dass die AusfÃ¼hrungen des Zeugen B, dass viele
weitere relevante RÃ¶ntgenstrahlung emittierende Baugruppen vorhanden waren,
danach nicht nachvollziehbar sind.

Die Messergebnisse ergaben Werte in HÃ¶he oder in der NÃ¤he des "Nulleffekts".

Die ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse an der P-12 wurden bereits mit Messungen von der
"Arbeitsgruppe AufklÃ¤rung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse Radar" durch die
Strahlenmessstelle der Bundeswehr bei der Wehrbereichsverwaltung Nord
untersucht, die Grundlage des RB waren. Auch dort wurde festgestellt, dass im
RadargerÃ¤t P-12 lediglich zwei ElektronenrÃ¶hren vorhanden waren, von denen
eine relevante RÃ¶ntgenstrahlung ausgehen konnte. Soweit weitere mit
Hochspannung betriebene RÃ¶hren vorhanden waren, war die Hochspannung nach
dem TÃ�V-Gutachten zu gering fÃ¼r eine Strahlenexposition bzw. verhinderte die
Einbaulage Emissionen. Nach dem Teilbericht Ã�nderung 1 der "Arbeitsgruppe
AufklÃ¤rung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse Radar" vom 7. Juni 2002 wurde auf Ergebnisse
fÃ¼r die P-18 Bezug genommen und davon ausgegangen, dass im geschlossenen
Zustand der GerÃ¤te keine Ortsdosisleistung feststellbar war. Diese Bewertung ist
in den RB und damit auch in die Empfehlungen zur Phase 1 eingeflossen.

Im Ergebnis kann nach allem nicht davon ausgegangen werden, dass an der
Radareinrichtung P-12 (bei geschlossenen und nicht herausgezogenen Bauteilen)
bei eingeschalteter Hochspannung an fÃ¼r Personen zugÃ¤nglichen Stellen
relevante RÃ¶ntgenstrahlung ausgetreten ist. Es wurden nur Messwerte in HÃ¶he
des Nulleffekts festgestellt, wobei selbst innerhalb des Senders in der NÃ¤he der
Sendetriode bei geschlossener Klappe kein relevanter Messeffekt festgestellt wurde.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch, der auch das TÃ�V-Gutachten aus Juni 2006 erstellt
hat, hat auch im vorliegenden Rechtsstreit am 4. September 2014 gegenÃ¼ber
dem Gericht bestÃ¤tigt, dass sich bei geschlossener Anlage eine Strahlung im
Bereich des Nulleffekts ergeben habe, die nicht abzugrenzen gewesen sei von der
Umgebungsstrahlung.

Der Hinweis des SachverstÃ¤ndigen, dass bei den Messungen mÃ¶glicherweise in
AbhÃ¤ngigkeit des Zustandes der untersuchten Anlage kein maximaler
Betriebszustand erreicht worden sei, fÃ¼hrt zu keinem anderen Ergebnis, da es
vorliegend nur auf die noch tatsÃ¤chlich erreichbaren Messungen ankommen kann,
da nur diese Ã¼berprÃ¼fbar sind.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch hat allerdings Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass eine
rein rechnerische KlÃ¤rung "sehr, sehr schwierig" sei. Der Senat hÃ¤lt eine solche
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rechnerische AnnÃ¤herung fÃ¼r die Ã�berzeugungsbildung im erforderlich MaÃ�
nicht fÃ¼r ausreichend, da das Ergebnis nur eine "rechnerisch mÃ¶gliche"
Strahlenbelastung ergeben kann.

Soweit der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch mit der Stellungnahme vom 19. Dezember
2016 ausfÃ¼hrt, dass aufgrund des Alters- und Konditionierungszustandes der
tatsÃ¤chlich untersuchten Radaranlage eine Untersuchung erhÃ¶hter
Leistungseinstellungen nicht mÃ¶glich gewesen ist, kann dies deshalb nicht zu einer
Feststellung relevanter Strahlenbelastungen bei einer geschlossenen Anlage auf der
Grundlage von nachtrÃ¤glichen Berechnungen fÃ¼hren. So stellt auch der
SachverstÃ¤ndige Dr. Sch insoweit dar, dass auch grÃ¶Ã�ere Spannungen erreicht
werden konnten" und die Strahlung an der P-12 somit "hÃ¶her sein konnte". Damit
relativiert der SachverstÃ¤ndige zwar die ursprÃ¼nglich auch im TÃ�V-Gutachten
aus 2006 zugrunde gelegten Messwerte. Mangels Messungen kann aber mit den
rein rechnerisch ermittelten "mÃ¶glichen" Werten eine nicht gleichwertige
Grundlage zu tatsÃ¤chlichen Messungen fÃ¼r Feststellungen zur Strahlenbelastung
angenommen werden.

Zweifelt der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch die Belastbarkeit auch eigener
Messergebnisse an und fÃ¼hrt er in Stellungnahmen fÃ¼r den Senat an, dass nicht
sicher sei, dass bei Testung die GerÃ¤te ausgelastet gewesen seien, so kann dies
schon deshalb nicht Ã¼berzeugen, weil er in dem Gutachten aus Juni 2006
angegeben hat, dass nach den Betriebsdaten bei der Testung von einem
bestimmungsgemÃ¤Ã�en Betrieb des Senders auszugehen gewesen sei (Gutachten
S. 18). Eine nachvollziehbare BegrÃ¼ndung, warum diese EinschÃ¤tzung
unzutreffend gewesen sein soll, liefert der SachverstÃ¤ndige mit den spÃ¤teren
Stellungnahmen nicht.

Beschreibt der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch mit der Stellungnahme vom 19. Dezember
2016 die Ermittlung der Dosisleistungen und verweist darauf, dass mit den
verschiedenen Messmitteln VerfÃ¤lschungen der gewonnenen Messwerte nicht zu
unterstellen seien, unterstreicht dies eher die Belastbarkeit der tatsÃ¤chlich
gemessenen "Nullwerte". Auch fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige insoweit mit der
Stellungnahme nachvollziehbar aus, dass mit den Messungen, die an geschlossenen
Bauteilen erfolgt sind, keine Werte zu Strahlungen an offenen Bauteilen vorliegen.

Soweit der SachverstÃ¤ndige auf eine mÃ¶gliche Strahlung einer weiteren Quelle
eingegangen ist, nÃ¤mlich des Sende- und Empfangsumschalters, so ist er mit der
Aussage vom 4. September 2014 zu der EinschÃ¤tzung gelangt, dass dieser zu
einer vergleichbaren Exposition wie die der SenderÃ¶hre gefÃ¼hrt hat. Der
SachverstÃ¤ndige gelangt daher zwar entgegen der Auffassung der Beklagten zu
der EinschÃ¤tzung, dass von dem Sende- und Empfangsumschalter ionisierende
Strahlung ausging. Eine relevante Strahlenbelastung des KlÃ¤gers kann jedoch auch
mit dieser Annahme nicht festgestellt werden.

Aus den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndige Dr. Sch, dass Messungen an dem
geÃ¶ffneten Block 53, in dem diese Bauteile verbaut waren, durchgefÃ¼hrt worden
seien und eine Strahlung festgestellt worden sei, ergibt sich, dass diese Werte in
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dem Gutachten aus 2006 jedenfalls BerÃ¼cksichtigung gefunden haben und ein
Wert von 5 ÂµSv/h nicht erreicht ist. Aus etwaigen EinschrÃ¤nkungen der
Messwerte im Hinblick auf das Alter der (untersuchten) Anlage kann auch hier nicht
die Feststellung hÃ¶herer Messergebnisse folgen.

Soweit der SachverstÃ¤ndige mit der Stellungnahme vom 19. Dezember 2016
angibt, dass eine Person, die sich angelehnt oder sitzend vor dem Sendeblock
befunden habe, grundsÃ¤tzlich habe exponiert sein kÃ¶nnen, reicht dies zur
Feststellung tatsÃ¤chlicher Strahlenbelastungen nicht aus. Zuzustimmen ist Dr. Sch,
der fÃ¼r die Beklagte mit Stellungnahme vom 27. Februar 2017 zu der
EinschÃ¤tzung gelangt, dass der SachverstÃ¤ndige lediglich eine relevante
Strahlung an geschlossenen BaukÃ¶rpern "vermutet". Die Messergebnisse lassen
eine Feststellung relevanter Strahlung nicht zu.

Auch der KlÃ¤ger geht vorliegend davon aus, dass eine relevante Strahlung nur bei
geÃ¶ffneten EinschÃ¼ben und Sendern aufgetreten sei. Er betont, dass es in
seinem Verfahren um "eine notwendige Fehlersuche" bei Wartungen und
Reparaturen gehe. Ein normaler bestimmungsgemÃ¤Ã�er Betrieb der Radaranlage
sei nur erreicht worden, wenn das Sendersystem geschlossen gewesen sei. Es sei
nur die RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung nach Ã�berbrÃ¼ckung des Interlockschalters zu
prÃ¼fen.

Es lÃ¤sst sich jedoch nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens auch nicht
feststellen, dass der KlÃ¤ger, soweit er im Rahmen von Wartungs- und
ReparaturtÃ¤tigkeiten an geÃ¶ffneten Bauteilen tÃ¤tig gewesen ist, relevanter
RÃ¶ntgenstrahlung ausgesetzt gewesen ist.

Zwar steht aufgrund der vom Senat eingeholten Stellungnahmen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch (vgl. nur Stellungnahme vom 3. Mai 2013) fest und ist
inzwischen auch unstreitig zwischen den Beteiligten, dass TÃ¤tigkeiten an der
geÃ¶ffneten SenderÃ¶hre der P-12 durch Ã�berbrÃ¼ckung der vorhandenen
Interlockschalter mÃ¶glich waren. Hieraus folgt jedoch nicht die Annahme, dass
tatsÃ¤chlich, wie vom KlÃ¤ger angenommen, jegliche Wartungsarbeiten wÃ¤hrend
eines Zustandes erfolgt wÃ¤ren, der mit der Emission ionisierender Strahlung
verbunden war. Denn mit den AusfÃ¼hrungen des Dr. Sch ist dargelegt, dass eine
Funkortung mit offener Klappe nicht mÃ¶glich war. Dies wird nachvollziehbar damit
begrÃ¼ndet, dass die SenderÃ¶hre in einem metallischen Rohr verbaut ist, welches
sowohl zur Ausbildung der elektromagnetischen Welle als auch zur FÃ¼hrung des
KÃ¼hlluftstromes erforderlich ist; dies wÃ¼rde bei einem Ã�ffnen der Klappe dazu
fÃ¼hren, dass die Resonanzeigenschaften verÃ¤ndert wÃ¼rden und zu einer
Verstimmung fÃ¼hren. Ob zudem der bestimmungsgemÃ¤Ã�e Betrieb mit
geÃ¶ffneter Klappe und Ã¼berbrÃ¼cktem Interlockschalter innerhalb kurzer Zeit
zur Ã�berhitzung und ZerstÃ¶rung der SenderÃ¶hre gefÃ¼hrt hÃ¤tte, wovon die
Beklagte unter Bezugnahme auf Stellungnahmen des Dr. Sch ausgeht, kann
dahinstehen.

Mit einem mit dem SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch anzunehmenden Wert von 200
ÂµSv/h (Aussage vom 4. September 2014) bei geÃ¶ffneter Klappe ergibt dies nach
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den weiteren AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen bei einem Umfang von
(Wartungs- und Reparatur-)Arbeiten an der geÃ¶ffneten Klappe in einem Umfang
von 10 Minuten im Jahr eine Belastung von 35 ÂµSv/Jahr. Der KlÃ¤ger selbst hat den
Umfang von von ihm verrichteten Wartungs- und Reparaturarbeiten nicht
spezifizieren kÃ¶nnen. Reparatur- und Wartungsarbeiten bei der geÃ¶ffneten
SenderÃ¶hre einer P-12 sind zweimal im Jahr fÃ¼r eine jeweilige Dauer von fÃ¼nf
Minuten angefallen, wie sich aus der Aussage des Zeugen B, der mit dem Betrieb
einer P-12 vertraut war, ergibt. UnabhÃ¤ngig davon, dass damit vorliegend nicht
festzustellen ist, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner Wehrdienstzeit und der
zweimaligen kurzeitigen Reservezeiten auch bei den Fehlersuchen jeweils
eingesetzt war, ergÃ¤be sich auch keine nach den oben dargestellten MaÃ�stÃ¤ben
relevante Strahlenbelastung, worauf die Beklagte unter Bezugnahme auf die
Stellungnahme des Dr. Sch24. Oktober 2014 zutreffend hinweist, da eine relevante
Strahlenbelastung durch diese Arbeiten mit einer "mÃ¶glichen" Belastung von 35
ÂµSv/Jahr bei einem Grenzwert von 1000 ÂµSv/Jahr nicht erreicht wÃ¤re. Soweit der
Zeuge Bebenfalls angegeben hat, dass bei offener SenderÃ¶hre eine Strahlung von
bis zu 250 Sievert aufgetreten sei, kann dies schon mit den sachverstÃ¤ndigen
Feststellungen des Dr. Sch nicht nachvollzogen werden. Eine relevante
Strahlenbelastung des KlÃ¤gers bei Arbeiten an der geÃ¶ffneten Klappe der
SenderrÃ¶hre kann somit vorliegend nicht im Vollbeweis festgestellt werden.

Auch bei Annahme von Arbeiten des KlÃ¤gers am Bauteil Thyratron der P-12 kann
vorliegend eine relevante Belastung des KlÃ¤gers mit ionisierenden Strahlen nicht
angenommen werden.

Das Thyratron war nach den sachverstÃ¤ndigen AusfÃ¼hrungen des Dr. Sch und
den AusfÃ¼hrungen des von der Beklagten angefÃ¼hrten Dr. Sch zwar
grundsÃ¤tzlich beim Betrieb der Sendeanlage in der Lage, RÃ¶ntgenstrahlen
hervorzurufen. Wie bereits dargelegt war jedoch im geschlossenen Zustand der
Bauteile keine relevante (StÃ¶r-)Strahlung messbar und kann mithin nicht
festgestellt werden.

Zwar konnte das Thyratron nach Ã�berzeugung des Senats auf der Grundlage der
nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch und der
Angaben des Zeugen Bund den Schilderungen des KlÃ¤gers grundsÃ¤tzlich auch
durch Ã�berbrÃ¼ckung der Stromversorgung bei herausgezogenem Modul (in dem
es verbaut war) betrieben werden.

Der Senat unterstellt mit den Angaben des Zeugen Bund dem Vortrag des KlÃ¤gers,
dass der Modulatorblock mit dem Thyratron, welches RÃ¶ntgenstrahlung emittieren
konnte, auch wÃ¤hrend der Fehlersuche im Rahmen von Wartungs- und
Reparaturarbeiten und danach im herausgezogenen Zustand in der P-12 weiter
betrieben werden konnte und wurde. Der Zeuge B hat insoweit nachvollziehbar
beschrieben, dass das Thyratron nach der Fehlersuche "oft drauÃ�en gelassen"
wurde, weil keine Zeit mehr gewesen sei, es in den Modulator zu schieben, die
ganze Einheit hÃ¤tte heruntergefahren werden mÃ¼ssen.

Der Zeuge hat weiter den Umfang des Einsatzes eines Funkorters an einem
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"offenen" Thyratron mit 100 Stunden pro Grundwehrdienstzeit beschrieben.
UnabhÃ¤ngig davon, ob vorliegend auch der KlÃ¤ger in diesem Umfang wÃ¤hrend
seiner EinsÃ¤tze an dem RadargerÃ¤t P-12 an einem "geÃ¶ffneten" Thyratron
tÃ¤tig gewesen ist, ist damit eine relevante Belastung des KlÃ¤gers mit
RÃ¶ntgenstrahlung nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
anzunehmen.

Ausgehend von den Angaben des Zeugen B hat der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch
angenommen, dass zwar davon auszugehen sei, dass bei einem herausgezogenen
Thyratron die Strahlung nahezu ungehindert habe austreten kÃ¶nnen.

Der SachverstÃ¤ndige verweist jedoch auch darauf, dass nur bei angelegter
Hochspannung eine ionisierende Strahlung entstehen konnte und dass zu
Strahlungen des in der P-12 verbauten Thyratrons bei angelegter Hochspannung
und herausgezogenem Modulatorblock keine Messergebnisse vorliegen (vgl.
Aussage 4. September 2014), so dass ein Nachweis tatsÃ¤chlicher Strahlung damit
schon nicht gefÃ¼hrt ist. Soweit der SachverstÃ¤ndige zur Fertigung seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen Messungen an einer Station P-37, in der ein
baugleiches Thyratron nach seiner Auffassung verbaut gewesen sei, durchgefÃ¼hrt
hat, verweist Dr. Sch mit der Stellungnahme vom 27. Februar 2017 zutreffend
darauf, dass die Messergebnisse an einer P-37 nicht vergleichbar sind, weil die
Bauformen unterschiedlich gewesen sind und das Thyratron in der P-37 mit einer
erheblich hÃ¶heren Betriebsspannung (16 KV) betrieben wurde. Von dieser
Betriebsspannung eines in der Radarstation P-37 verbauten Thyratrons geht auch
der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch mit Stellungnahme vom 31. Dezember 2017 aus.
Soweit er jedoch die Ã�bertragbarkeit der Messergebnisse auf die VerhÃ¤ltnisse in
einer P-12 deshalb annimmt, weil in dieser das Thyratron mit einer
Betriebsspannung von 14 KV betrieben worden sei, kann ihm nicht gefolgt werden.
Wie mit der beigezogenen Stellungnahme des Dr. Sch vom 24. April 2018 und
insbesondere mit der von dieser in Bezug genommenen (ebenfalls beigezogenen)
Stellungnahme des Herrn K schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend dargelegt ist, ist das in
der hier maÃ�geblichen Radarstation P-12 eingesetzte Thyratron mit einer
Betriebsspannung von 7 KV betrieben worden. Insoweit wird mit der zitierten
Stellungnahme zutreffend auf die ebenfalls mit der Stellungnahme des Herrn K
eingereichte Unterlage aus der Technischen Beschreibung der Senderanlage, auf
das Schaltbild zur Stromversorgung verwiesen, aus dem sich die Betriebsspannung
von 7 KV ergibt. Mit der Stellungnahme des Herrn K vom 27. August 2018 ist auch
nachvollziehbar erlÃ¤utert, dass der in Teilberichten zum RB und im Kurzprotokoll
zum RB angegebene Wert der Betriebsspannung des Thyratrons in der Station P-12
falsch gewesen ist. Da der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch damit bei seinen
Berechnungen von einer unzutreffenden Betriebsspannung, die jedoch nach den
eigenen und insoweit nachvollziehbar AusfÃ¼hrungen ausschlaggebend fÃ¼r die
Energie der RÃ¶ntgenstrahlung ist, ausgeht, kÃ¶nnen seine AusfÃ¼hrungen zu den
Expositionswerten bei Arbeiten an einem herausgezogenem Thyratron nicht
Ã¼berzeugen.

Soweit also nach den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers und der Beklagten im Termin
zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat Arbeiten am herausgezogenen
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Modulatorblock mit dem Thyratron Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit stattgefunden haben
kÃ¶nnen, ist nach allem nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
anzunehmen, dass dadurch auch relevante RÃ¶ntgenstrahlung emittiert wurde.

Messungen am geschlossenen (nicht herausgezogenem) Modulatorblock haben 0,11
Mikrosievert/H ergeben, wie sich aus den gutachterlichen Feststellungen des Dr.
Sch ergibt. Dabei wurden keine relevanten Dosiswerte erreicht, worauf die Beklagte
unter Bezugnahme auf die Stellungnahme des Dr. Sch vom 27. Februar 2017
verweist. Feststellungen stÃ¼tzende Messergebnisse an einem in der Radarstation
verbauten Thyratron bei herausgezogenem Modulatorblock liegen nicht vor. Unter
BerÃ¼cksichtigung der Messergebnisse des SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch zu dem mit
16 KV betriebenen Thyratron im herausgezogenen Modulatorblock ist mit den
Ã¼berzeugenden und schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen der Beklagten (unter
Bezugnahme auf die Stellungnahmen des Dr. Sch und des Herrn K), insbesondere
mit den Darlegungen zur AbschwÃ¤chung der in dem Thyratron erzeugten
RÃ¶ntgenstrahlung durch das GlasgehÃ¤use des Thyratrons, davon auszugehen,
dass die RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung eines mit 7 KV betriebenen Thyratron so stark
abgeschwÃ¤cht wird, dass keine relevante StÃ¶rstrahlung auch bei Betrieb des
Thyratrons im herausgezogenen Modulatorblock entsteht. Insoweit verweist der
Senat auf die Berechnungen mit der Anlage 1 zur Stellungnahme des Dr. Sch vom
27. Februar 2017.

Auch der KlÃ¤ger hÃ¤lt die grundsÃ¤tzlichen AusfÃ¼hrungen des Herrn K zu den
Voraussetzungen der Erzeugung (schÃ¤dlicher) RÃ¶ntgenstrahlung und das von
diesem eingereichte Schaltbild fÃ¼r zutreffend. Soweit der KlÃ¤ger allerdings wie
der SachverstÃ¤ndige Dr. Sch von einer Betriebsspannung des in dem RadargerÃ¤t
P-12 verwendeten Thyratrons, an dem der KlÃ¤ger tÃ¤tig war, von 14 KV ausgeht,
kann dies nach den dargestellten AusfÃ¼hrungen anhand des Schaltplanes nicht
nachvollzogen werden.

Verweist der KlÃ¤ger zudem darauf, dass mit einem "Mehr-Oder-Weniger-Schalter"
("grÃ¶Ã�er-geringer Leistungsschalter"), die Spannung an dem Thyratron hÃ¤tte
erhÃ¶ht werden kÃ¶nnen, so ist auch mit diesem Vortrag der Nachweis des
tatsÃ¤chlichen Austritts einer relevanten Strahlung nicht gefÃ¼hrt. Die zeitweise
oder stÃ¤ndige Verwendung dieses Schalters wÃ¤hrend des Betriebes des
Thyratrons im herausgezogenen Zustand ist schon nicht festgestellt. Die
MÃ¶glichkeit einer SpannungserhÃ¶hung reicht fÃ¼r die erforderlichen
Feststellungen gerade nicht aus. Zudem sind Messungen am "geschlossenen"
Thyratron â�� wie bereits dargelegt â�� mit der betriebsÃ¼blichen Belastung
durchgefÃ¼hrt worden, die nicht â�� wie ebenfalls darlegt â�� darauf schlieÃ�en
lassen, dass bei Arbeiten am "geÃ¶ffneten" Thyratron nach AbschwÃ¤chung und
mit Abschirmung relevante RÃ¶ntgenstrahlung entstanden ist.

Kann nach den Feststellungen auf der Grundlage der Stellungnahmen des Dr. Sch
nicht ausgeschlossen werden, dass Arbeiten in der P-12 am herausgezogenen
Modulatorblock nach Ã�berbrÃ¼ckung der Stromversorgung auch unter
Hochspannung erfolgt sind, kann nach allem eine dadurch bedingte Belastung mit
relevanter ionisierender Strahlung dennoch nicht mit der erforderlichen Gewissheit
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angenommen werden.

Auch bei AusÃ¼bung "qualifizierender" FunkortertÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers im
Zusammenhang mit WartungstÃ¤tigkeiten am Sender bzw. bei der Funkortung mit
herausgezogenem Modulatorblock ist der Nachweis einer Belastung mit relevanter
ionisierender Strahlung nicht gefÃ¼hrt.

Insgesamt kÃ¶nnen daher die Voraussetzungen fÃ¼r die Empfehlungen des RB
nicht im Vollbeweis festgestellt werden, so dass auch nicht auf der Grundlage der
Expertise des RB mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit der Nachweis der
arbeitstechnischen Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der begehrten BK
gefÃ¼hrt ist.

Dahinstehen konnte, dass auch die beim KlÃ¤ger bestehende Krebserkrankung, ein
Nierenkarzinom, nach der im Bericht der Radarkommission gegebenen Empfehlung
ohne Einzelfallbetrachtung nicht ohne Weiteres zu einer Anerkennung fÃ¼hrt (RB
Seite 136), da Tumore der Nieren selten mit ionisierender Strahlung assoziiert sind
(RB Seite 76). Weiter soll eine Anerkennung dann ausgeschlossen sein, falls seitens
der Bundeswehr nachgewiesen wird, dass nur TeilkÃ¶rperexpositionen auftreten
konnten, die das erkrankte Organ nicht betrafen (RB Seite 136). DiesbezÃ¼glich ist
seitens der WBV mit Schreiben vom 25. Juli 2013 dargelegt worden, dass
konstruktionsbedingt jedenfalls bei mit offener Klappe betriebenem Sender,
allenfalls HÃ¤nde und Unterarme hÃ¤tten exponiert werden kÃ¶nnen.

Mangels Nachweises des Vorliegens der arbeitstechnischen Voraussetzungen fÃ¼r
die vorliegend von der Beklagten mit dem angefochtenen Bescheid geprÃ¼fte und
beschiedene BK 2402 konnte auch dahinstehen, unter welchem Aspekt die nach
eigenen Angaben des KlÃ¤gers vermutlich seit 1980/1981 bekannte Sarkoidose,
deren Genese bereits grundsÃ¤tzlich nicht geklÃ¤rt ist (https://www.medical-
tribune.de/medizin-und-forschung/krankheitsbild/pneumologie/sarkoidose/),
relevant sein sollte.

Dies gilt auch fÃ¼r die von dem KlÃ¤ger zur Feststellung geltend gemachte
SchilddrÃ¼senerkrankung. Zwar kommt die SchilddrÃ¼se als durch Exposition
durch RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung betroffenes Organ nach den Erkenntnissen der
Radarkommission (RB Seite 136) in Betracht. Allerdings ist vorliegend von dem
KlÃ¤ger nicht dargelegt worden, dass er an einem malignen Tumor an der
SchilddrÃ¼se leidet. Aus den zur Gerichtsakte gereichten medizinischen Unterlagen
des Klinikums H (Arztbrief vom 25. Juli 2007) geht jedenfalls ein Tumorbefall der
SchilddrÃ¼se nicht hervor.

Nach allem liegen die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der begehrten
Berufskrankheit nicht vor, so dass die Berufung gegen den den Klageanspruch
abweisenden Gerichtsbescheid zurÃ¼ckzuweisen war.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits.
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Die Revision war nicht zulassen, weil GrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 18.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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